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1. LAGE UND NUTZUNG DES GELTUNGSBEREICHES

1.1 Allgemeine Lage und Grenzen des Plangebietes

Das Plangebiet umfasst nahezu den gesamten Ortsteil Brockel-Bahnhof der Gemeinde
Brockel, an der Bahnhofstraße (Kreisstraße K 209). Das Plangebiet umfasst die Flurstü-
cke 423/171, 382/173, 176/2, 174/2, 424/171, 381/171, 384/171 tlw., 168/2 tlw., 171/1
tlw., 170/3, 170/2 tlw. und 163/2 der Flur 3 sowie die Flurstücke 84/52, 84/83, 84/15,
84/50, 84/49 tlw., 84/19, 84/18, 84/73 tlw. 399/24 tlw., 84/22, 84/53, 84/54, 84/74, 84/75,
84/76, 84/77, 84/85, 84/46, 84/47, 84/48 und Teile des Flurstücks 202/9 (Kreisstraße K
209) der Flur 2 der Gemarkung Brockel. Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 10,6 ha.

Abb. 1: Lage des Plangebietes (ohne Maßstab) – LGLN; Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersäch-
sischen Vermessungs- und Katasterverwaltung; © 2016

1.2 Nutzung des Plangebietes, umliegende Nutzung

Das Plangebiet umfasst nahezu den gesamten bebauten Ortsteil Brockel-Bahnhof der Ge-
meinde Brockel, beidseitig der Bahnhofstraße (Kreisstraße K 209) und südlich der Straße
„Am Bahnhof“ sowie im Südwesten z.Zt. noch landwirtschaftlich genutzte Flächen (siehe
Abbildung 1). Im Plangebiet befinden sich gewerblich genutzte Gebäude (u.a. Maschi-
nenbau, Kunstgewerbe, ein Betrieb für Reparatur, Verkauf und Wartung von Motorgerä-
ten, ehem. Fertigung von Betonteilen), Wohnbebauung, eine ehem. Eisenbahntrasse, die
jetzt als überörtlicher Radweg genutzt wird, und landwirtschaftlich genutzte Flächen.
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Nach allen Seiten grenzen landwirtschaftlich genutzte Flächen an. Nördlich des Plange-
bietes befindet sich ein Wohngebäude in Einzellage und nördlich der Straße „Am Bahn-
hof“ ein Gartenbaubetrieb/Landwirtschaft und Wohnhäuser.

2. PLANUNGSRECHTLICHE VORAUSSETZUNGEN

2.1 Landes- und Regionalplanung

Landes-Raumordnungsprogramm

Die Gemeinde Brockel liegt im ländlichen Raum. Gemäß dem Landes-Raumordnungs-
programm Niedersachsen 2017 sollen die ländlichen Regionen als Räume mit eigenem
Profil erhalten und so weiterentwickelt werden, dass sie zur Innovationsfähigkeit und in-
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit der niedersächsischen Wirtschaft dauerhaft einen
wesentlichen Beitrag leisten können. Darüber hinaus sind vorrangig solche Maßnahmen
durchzuführen, die den Kommunen eine eigenständige Entwicklung ermöglichen und die
besonderen Standortvorteile für das Wohnen und die Wirtschaft nutzen. Insbesondere
sollen kleinen und mittleren Unternehmen ein geeignetes Umfeld geboten, die Produkti-
ons- und Arbeitsbedingungen in der Land- und Forstwirtschaft verbessert und deren
Wettbewerbsfähigkeit gestärkt, die Auswirkungen des demografischen Wandels für die
Dörfer abgeschwächt, die soziale und kulturelle Infrastruktur gesichert und weiterentwi-
ckelt sowie die Umwelt und die Landschaft erhalten und verbessert werden. Raumstruk-
turelle Maßnahmen sollen dazu beitragen, geschlechtsspezifische Nachteile abzubauen.
Planungen und Maßnahmen der Innenentwicklung sollen Vorrang vor Planungen und
Maßnahmen der Außenentwicklung haben. Dies ist für das Plangebiet in Teilen umsetz-
bar; es werden auch angrenzende Flächen am Rand der Ortslage des Ortsteils Brockel-
Bahnhof genutzt (s. u. auch Erläuterungen in der städtebaulichen Zielsetzung).

Im zeichnerischen Teil des Landes-Raumordnungsprogramms sind für das Plangebiet
keine Darstellungen enthalten.

Die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine weitere bauliche Ent-
wicklung mit Gewerbe- und Mischgebieten entspricht den Zielen des Landes-Raumord-
nungsprogramms 2017.

Regionales Raumordnungsprogramm

Im Regionalen Raumordnungsprogramm für den Landkreis Rotenburg (Wümme) 2020
ist für die Gemeinde Brockel keine zentralörtliche Funktion festgelegt worden. Brockel
gehört zu den Orten, in denen sich die Siedlungsentwicklung in der Regel im Rahmen der
örtlichen Eigenentwicklung vollziehen soll. Zusätzlich ist Brockel als Standort für die
Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten dargestellt.

Für das Plangebiet enthält die zeichnerische Darstellung des Regionalen Raumordnungs-
programms, außer der Kennzeichnung der Umgebung als Vorbehaltsgebiet
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Landwirtschaft, einer Gasfernleitung und der ehem. Bahntrasse als regional bedeutsamer
Radweg, keine Darstellungen.

Abb. 2: Ausschnitt zeichnerische Darstellung RROP Landkreis Rotenburg (W) 2020

Durch die Festsetzung von Gewerbe- und Mischgebieten wird die Gemeinde Brockel ih-
rer Aufgabe gemäß den Zielen des Regionalen Raumordnungsprogramms gerecht. Die
Ziele der Raumordnung werden umgesetzt.

2.2 Flächennutzungsplan

Der wirksame Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Bothel stellt im Geltungsbereich
des Bebauungsplanes bereits überwiegend gewerbliche Bauflächen dar. Nördlich der
ehem. Bahnstrecke und nördlich der Straße „Am Bahnhof“ ragen diese über die Abgren-
zung des Plangebietes hinaus. Im Westen und Südosten ist eine Eingrünung zur freien
Landschaft dargestellt. Die ehem. Bahnstrecke und das angrenzende ehem. Bahnhofsge-
lände sind als Eisenbahnstrecke dargestellt.

Der Flächennutzungsplan wird im Parallelverfahren durch ein 54. Verfahren geändert.
Entsprechend der städtebaulichen Zielsetzung werden die Flächen im Geltungsbereich
der 54. Flächennutzungsplanänderung überwiegend als gewerbliche Baufläche darge-
stellt. Im nördlichen und nordöstlichen Bereich des Plangebietes, beiderseits der Kreis-
straße K 209, werden gemischte Bauflächen darstellt, da sich in den vergangenen Jahr-
zehnten eine höhere Wohnnutzung eingestellt hat und somit eine Mischnutzung vom Ge-
bietscharakter den Örtlichkeiten entspricht. Im Südosten wird eine Fläche für
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Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft aus
der bisherigen Darstellung übernommen. Auf der ehem. Bahntrasse wird der vorhandene
regionale Radweg als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung dargestellt.

2.3 Aufhebung von rechtsverbindlichen Bebauungsplänen

Die Planaufstellung umfasst die Flächen zweier rechtsverbindlicher Bebauungspläne: des
„Gewerbegebiets Hohendamm“ (Bebauungsplan Nr. 10) als auch die Flächen des Vorha-
benbezogenen Bebauungsplans Nr. 2 „Am Bahnhof“ im südöstlichen Teil des Plangebie-
tes. Deren Festsetzungen des Gebietscharakters werden in ähnlicher Form in den Bebau-
ungsplan übernommen. Demzufolge werden die Festsetzungen dieser beiden rechtsver-
bindlichen Pläne, soweit sie vom Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 17 überdeckt
werden, vollständig aufgehoben.

3. ZIELE, ZWECK UND WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER
PLANUNG

3.1 Städtebauliche Zielsetzung

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 17 sollen eine geordnete städtebauliche
Entwicklung angestrebt und die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Misch-
und Gewerbeentwicklung in der Gemeinde Brockel geschaffen werden.

Die Samtgemeinde Bothel und die Gemeinde Brockel haben bereits im Jahr 2017 die 54.
Änderung des Flächennutzungsplans bzw. einen ersten Entwurf des Bebauungsplanes Nr.
17 am Ortsteil Bahnhof in Brockel auf den Weg gebracht. Jedoch ging es zu dem Zeit-
punkt lediglich um eine kleine Erweiterung eines ansässigen Gewerbebetriebs im Süden
des jetzigen Plangebiets. Im Verlauf der weitergehenden Planungen zeigten sich aufgrund
der Gemengelage von Wohn- und Gewerbenutzungen Schwierigkeiten in der Umsetzbar-
keit der Planungsabsichten. Dahingehend wurde eine schalltechnische Begutachtung
durchgeführt, um die Bestandssituation in Bezug auf die Schallbelastungen festzustellen.
Aufgrund weiterer Änderungen von Eigentums- und Nutzungsverhältnissen hatten sich
die Gemeinde Brockel und die Samtgemeinde Bothel dann dazu entschieden, den gesam-
ten Bereich des Ortsteiles Brockel-Bahnhof neu zu überplanen, um die vorherrschenden
Nutzungskonflikte abschließend zu lösen. Hierzu wurden verschiedene Gespräche mit
den Grundstückseigentümern geführt.

Die Gesamtplanung dient dazu, beabsichtigte Lärmkontingente vollumfänglich zu defi-
nieren und die Rahmenbedingungen für den Erhalt und örtliche Entwicklung der Betriebe
und Anlieger am Ortsteil Bahnhof verbindlich zu regeln. Die Planaufstellung hat das Ziel,
einerseits Planungssicherheit und verlässliche Rahmenbedingungen festzulegen, die un-
ter Berücksichtigung der historischen Entwicklung des Ortsteils ein angemessenes
Wachstum der ansässigen Gewerbetreibenden gewährleistet sowie andererseits die zu-
künftigen zulässigen Nutzungen detaillierter festzusetzen. Darüber hinaus soll die vor-
handene Wohnnutzung entsprechend ihrer Entwicklung ebenso gewürdigt werden.
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Das Plangebiet entspricht heutzutage nicht mehr den Gegebenheiten im Sinne des dama-
ligen Flächennutzungsplanes, der neben der Bahntrasse eine ausschließlich gewerbliche
Nutzung vorsah. Die ehemalige Bahntrasse wurde in einen regional bedeutsamen Fahr-
radweg umgewandelt und die Wohnnutzungen in Verbindung mit dem Arbeiten haben
zugenommen bzw. Gewerbetreibende haben ihren Betrieb altersbedingt aufgegeben oder
stark reduziert. In den letzten Jahren zeigte sich, dass für die gewerbliche Eigenentwick-
lung in der Gemeinde Brockel ein verstärktes Interesse an Gewerbe- und Mischbauflä-
chen sowie Erweiterungsmöglichkeiten vorhanden ist. Dabei geht es im Wesentlichen um
ortsansässige Betriebe.

Die Gemeinde Brockel möchte gemeinsam mit der Samtgemeinde Bothel, zuständig für
die Flächennutzungsplanänderung, den Standort entsprechend den heutigen Wohn- und
Arbeitsverhältnissen fortentwickeln. Dazu soll im nördlichen Bereich aufgrund der be-
reits vorhandenen hohen Anzahl an Wohnnutzungen gemischte Bauflächen dargestellt
bzw. Mischgebiete festgesetzt werden, um das Wohnen und das Gewerbe weiterhin zu
ermöglichen. Ziel einer ausschließlichen Entwicklung in ein Wohngebiet mit einer erhöh-
ten Anzahl von Wohneinheiten soll jedoch entgegengewirkt werden. Der Schwerpunkt
zur Wohnbauentwicklung liegt in anderen Bereichen der Gemeinde Brockel. Der Großteil
der Festsetzungen im Geltungsbereich soll weiterhin Gewerbe sein, um den ansässigen
Gewerbebetrieben Entwicklungsmöglichkeiten zu bieten, Anreize für ungenutzte Poten-
zialflächen zu geben und Gewerbetreibende aus der Gemeinde Brockel für den Standort
am alten Bahnhof zu gewinnen. Im südöstlichen Bereich besteht derzeit bereits ein vor-
habenbezogener Bebauungsplan. Aufgrund der Aufgabe des Eigentümers soll hier eine
gewerbliche Nutzung ohne Vorhabenbezug bestehen bleiben. Für die historisch gewach-
senen gewerblichen Nutzungen sowie Freiflächen zwischen der Erschließungsstraße am
Bahnhof und dem überregionalen Radweg soll ein Planrecht hergestellt werden, um auch
hier anstehende potenzielle Gewerbegrundstücke bebauen zu können. Südlich des Rad-
weges sollen die beiden Gewerbebetriebe als auch die vorhandenen Wohnnutzungen in
ihren Entwicklungsmöglichkeiten abgesichert werden. Zusätzlich soll für sich im Süd-
westen befindenden Betrieb für Reparatur, Verkauf und Wartung von Motorgeräten,
Land- und Forstmaschinen sowie Gartengeräten dringend benötigte Erweiterungsmög-
lichkeiten geschaffen werden. Westlich der Kreisstraße liegt der rechtsverbindliche Be-
bauungsplan Nr. 10, der bereits ein Gewerbegebiet ausweist. Das Gewerbegebiet wurde
damals aufgrund fehlender Gewerbetreibender jedoch noch nicht erschlossen und unter-
liegt derzeit noch einer ackerbaulichen Nutzung. Die Gemeinde konnte das gesamte Areal
mittlerweile an ein Brockeler Unternehmen veräußern, welches auf der Gesamtfläche
eine große Lagerhalle errichten möchte. Dahingehend sind die Festsetzungen mit den Pla-
nungen des Gewerbetreibenden durch die im B-Plan festgesetzten kleinteiligeren Gewer-
beparzellen und die Straßenverkehrsfläche nicht mehr zeitgemäß. Dahingehend wird auch
der Bebauungsplan Nr. 10 in vollem Umfang in diesen Bebauungsplan einbezogen.

Die Gemeinde möchte nun mit diesem gesamtheitlichen Ansatz versuchen, die bestehen-
den Konflikte, soweit dies im Bebauungsplan möglich ist, zu lösen, um ein Nebeneinan-
der zwischen Gewerbe und Wohnen an diesem Standort zu ermöglichen.
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3.2 Festsetzungen des Bebauungsplanes

3.2.1 Art und Maß der baulichen Nutzung

Entsprechend der städtebaulichen Zielsetzung sind die Bauflächen im Plangebiet zweige-
teilt: im nördlichen Teil werden Mischgebiete gemäß § 6 BauNVO und im übrigen Teil
des Plangebietes Gewerbegebiete gemäß § 8 BauNVO festgesetzt.

In den eingeschränkten Gewerbegebieten ist durchgehend eine Grundflächenzahl von 0,8,
ein bis zwei Vollgeschoss als Höchstgrenze und eine abweichende Bauweise festgesetzt.

Weiterhin wird im zentralen Bereich des Plangebietes eine maximale Höhe der baulichen
Anlagen mit einer Oberkante von 15,00 m für Gewerbegebiete und 12,00m für die Misch-
gebiete festgesetzt, um die umgebende Bebauung fortzusetzen bzw. die angrenzende
Landschaft zu berücksichtigen. Im Bereich der bereits rechtsverbindlichen Bebauungs-
pläne Nr. 2 und 10 wird die maximale Höhe der baulichen Anlagen ebenfalls mit 15,00
m festgesetzt.

Im Gewerbegebiet ist eine abweichende Bauweise festgesetzt, die gemäß § 22 Abs. 4
BauNVO so definiert ist, dass Gebäude mit einer Länge von mehr als 50 m mit seitlichem
Grenzabstand gemäß Landesrecht zu den Grundstücksgrenzen zulässig sind. Damit kön-
nen für die gewerbliche Nutzung ausreichend große Gebäude errichtet werden. Die Bau-
grenzen verlaufen weitestgehend in einem Abstand von 3m zur Grenze, um einen größt-
möglichen überbaubaren Raum anzubieten. Entlang der Kreisstraße stellt sich die Situa-
tion aufgrund der Bauverbotszone etwas anders da. In Vorgesprächen mit der Verkehrs-
behörde konnte eine Einigung und Festlegung der Baugrenzen erfolgen. Gemäß § 24 Abs.
6 NStrG findet die Bauverbotszone keine Anwendung, wenn ein Bauvorhaben den Fest-
setzungen eines Bebauungsplans im Sinne des BauGB entspricht, der mindestens die Be-
grenzung der Verkehrsflächen sowie die an diesen gelegenen überbaubaren Grundstücks-
flächen enthält und unter Mitwirkung der Straßenbaubehörde zustande gekommen ist.
Daher wird von der Anbauverbotszone nach § 24 Abs. 1 NStrG eine abweichende Fest-
setzung getroffen, ohne dass der OD-Stein versetzt wird. Aufgrund der Bestandsbebau-
ung kann die überbaubare Grundstücksfläche auf der Westseite mit einem Abstand von
12,00 m zur Fahrbahnkante der K 209 und auf der Ostseite im Rahmen der bestehenden
Bebauung mit 13,50 m angegeben werden. Die Straßenbaubehörde hatte diesem Vor-
schlag im Rahmen der Vorgespräche zugestimmt.

In den Gewerbegebieten GE/E sind Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze
und öffentliche Betriebe, Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude allgemein zulässig.
Somit sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO im GE/E ausnahmsweise zugelassene Anlagen
für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke im Sinne des § 8 Abs. 3
Nr. 2 BauNVO und ausnahmsweise zugelassene Vergnügungsstätten im Sinne des § 8
Abs. 3 Nr. 3 BauNVO nicht zulässig, um die Flächen im zukünftigen Gewerbegebiet
möglichst wenig eingeschränkt nutzen zu können. Vergnügungsstätten können der
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Zielsetzung entgegenwirken, das Gebiet für das produzierende Gewerbe interessant zu
machen, weil sie eine Niveauabsenkung zur Folge haben und zu einer Strukturverände-
rung im Plangebiet und der Umgebung führen können. Daher und weil genügend Ver-
gnügungsstätten an anderen Stellen in der Gemeinde und im Ortskern zulässig sind, wer-
den sie in den geplanten Gewerbegebieten ausgeschlossen.

In den Gewerbegebieten GE/E ist eine Wohnung/ ein Wohnhaus pro Betrieb für Auf-
sichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter im Sinne
des § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber
in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, allgemein zulässig. Für die ansässigen
Betriebe bzw. neu ansiedelnde Betriebe soll zukünftig die Möglichkeit bestehen bleiben,
eine Wohnung oder ein Haus auf dem Betriebsgelände zu errichten.

In der Teilfläche A des Gewerbegebietes GE/E 3 ist ein Wohngebäude als gebietsfremde
Nutzung zulässig. Hier ist in unmittelbarer Nähe der gewerblichen Nutzung ein Wohn-
haus vorhanden, das keinem der vorhandenen Betriebe zugehörig ist. Auch bei Erweite-
rung, einem Abbruch und Neubebauung des Grundstückes soll ein Wohngebäude zuläs-
sig sein, um den Bestandsschutz der Wohnnutzung beizubehalten. Das Gutachten bzw.
die Kontingentierung der Emissionen hat dies so berücksichtigt, sodass langfristig eine
Wohnnutzung an diesem Standort beibehalten werden kann.

Im nördlichen Bereich des Plangebietes sind Mischgebiete gemäß § 6 BauNVO festge-
setzt. In den Mischgebieten sind eine Grundflächenzahl von 0,6 und ein bis zwei Vollge-
schosse als Höchstgrenze sowie eine abweichende Bauweise festgesetzt. Hiermit soll der
Bestand und seine Sanierung gesichert und in geringem Umfang ein Neubau von bauli-
chen Anlagen mit der Ortschaft angepassten Gebäudehöhen ermöglicht werden.
Beiderseits der Bahnhofstraße sind bereits zweigeschossige Gebäude vorhanden. Diese
genießen Bestandsschutz. Neubauten sollen aber zukünftig nur als bauliche Anlagen im
Rahmen der gewählten und festgesetzten Höhenmaße errichtet werden.
Um neben der Festsetzung von einem Vollgeschoss als Höchstgrenze eine Steuerung der
Gebäudehöhen zu erreichen, wird in allen Mischgebieten eine maximale Höhe der bauli-
chen Anlagen mit einer Oberkante von 12,00 m festgesetzt, abgestuft zu den angrenzen-
den Gewerbegebieten. In den Mischgebieten darf die zulässige Grundfläche durch die in
§ 19 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 BauNVO genannten Anlagen bis zu einer GRZ von 0,8 überschrit-
ten werden, um eine effektive Ausnutzung besonders der noch unbebauten Grundstücks-
teile im MI zu erreichen.

In den Mischgebieten sind ausnahmsweise zugelassene Vergnügungsstätten im Sinne des
§ 6 Abs. 3 BauNVO sowie Schank- und Speisewirtschaften und Tankstellen nicht Be-
standteil des Bebauungsplanes. Das Argument für den Ausschluss entspricht dem in den
o.g. Gewerbegebieten.

In den Mischgebieten sind Wohngebäude mit maximal zwei Wohnungen, Geschäfts- und
Bürogebäude, Einzelhandelsbetriebe, sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sons-
tige Gewerbebetriebe, Anlagen für örtliche Verwaltungen, Anlagen für kirchliche,
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kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke und Gartenbaubetriebe allge-
mein zulässig.

In den Mischgebieten muss die Grundstücksgröße gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB min-
destens 1.200 m² betragen, um bei der Errichtung von Wohngebäuden eine übermäßige
Verdichtung und Kleinteiligkeit zu vermeiden.

Weiterhin sind im gesamten Plangebiet Einzelhandelsbetriebe mit dem Sortiment "Le-
bensmittel“ nicht zulässig. Diese Sortimente sollen ausschließlich im Ortskern von Bro-
ckel angeboten werden und nicht in Randlagen der Ortschaften, um die Funktion und
Attraktivität des Ortszentrums nicht zu gefährden.

3.2.2 Fläche zum Erhalt von Bäumen und Sträuchern

Innerhalb der, gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB, festgesetzten Flächen zum Erhalt von
Bäumen und Sträuchern ist der Gehölzbestand durch den jeweiligen Grundstückseigen-
tümer vollständig und dauerhaft zu erhalten. Abgängiger Gehölzbestand ist durch Neu-
anpflanzungen eines standortgerechten, einheimischen Laubbaumes oder Strauches
gleichartig zu ersetzen. Die Artenauswahl und Pflanzqualität sind der Tabelle Flächen
zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern der textlichen Festsetzung Nr. 8 zu entneh-
men.

Die in der Planzeichnung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB als zu erhalten festgesetzten
Einzelbäume sind durch den Grundstückseigentümer dauerhaft zu erhalten. Abgängiger
Baumbestand ist durch eine Neuanpflanzung eines standortgerechten, einheimischen
Laubbaumes zu ersetzen. (Pflanzqualität: Hochstamm, 3 x verpflanzt mit einem Stamm-
umfang von mind. 14 - 16 cm)

Bei allen Hoch- und Tiefbaumaßnahmen sind Stamm, Krone und Wurzelraum zu schüt-
zen.

3.2.3 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern

Innerhalb der 5 m bzw. 7 m breiten, gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB festgesetzten
Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern ist eine 3- bzw. 4-reihige Strauch-
Baumhecke anzupflanzen.

Folgende Arten sind zu verwenden:

Botanischer Name Deutscher Name Qualität
Bäume
Betula pendula Sandbirke 2 j. v. S. 60/100
Fagus sylvatica Rotbuche 3 j. v. S. 80/120
Quercus robur Stieleiche 3 j. v. S. 80/120
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Sorbus aucuparia Vogelbeere 3 j. v. S. 80/120

Sträucher
Corylus avellana Haselnuss 3 j. v. S. 80/120
Crataegus monogyna Eingriffeliger Weißdorn 3 j. v. S. 80/120
Prunus spinosa Schlehe 1 j. v. S. 60/100
Rhamnus frangula Faulbaum 3 j. v. S. 80/120
Rosa canina Hundsrose 2 j. v. S. 60/  80
Salix caprea Salweide 1 j. v. S. 60/  80
Sambucus nigra Schwarzer Holunder 3 j. v. S. 60/100

* 2 j. v. S. 60/100 = 2-jährig, von Sämlingsunterlage, Stammhöhe 60 - 100 cm

Pflanzverband: Reihen- und Pflanzabstand 1,25 x 1,50 m auf Lücke. Der Abstand der
Bäume untereinander beträgt maximal 8 m. Alle Straucharten sind zu gleichen Anteilen
in Gruppen von 3 - 7 Exemplaren zu pflanzen. Die Errichtung eines Walls innerhalb des
Pflanzstreifens ist zulässig.

Einzäunung: Die Anpflanzung ist allseitig zum Schutz vor Verbiss 5 - 8 Jahre mit einem
Wildschutzzaun zu versehen. Der Wildschutzzaun ist anschließend zu entfernen. Eine
dauerhafte Einzäunung des Betriebsgeländes ist nur an der dem inneren Bereich des Plan-
gebietes zugewandten Seite des Pflanzstreifens zulässig.

Umsetzung: Die Anpflanzung erfolgt durch den jeweiligen Grundstückseigentümer in der
ersten Pflanzperiode (November bis April) nach Beginn von Baumaßnahmen im Plange-
biet. Die Anpflanzungen sind von den Grundstückseigentümern dauerhaft zu erhalten.
Ausfälle von mehr als 10 % sind unverzüglich in der folgenden Pflanzperiode gleichartig
zu ersetzen.

3.3 Verkehr

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Bahnhofstraße (Kreis-
straße K 209) und eine in Südost-Richtung, parallel zur ehem. Bahntrasse verlaufende
Gemeindestraße. Diese endet z.Zt. am Flurstück 85/77. Diese Fläche wird durch die Fest-
setzung einer Verkehrsfläche bes. Zweckbestimmung in Richtung Westen vergrößert, so
dass zukünftig das Wenden von größeren Fahrzeugen (z.B. Müllfahrzeuge) auf öffentli-
chen Flächen gewährleistet ist.

Entlang der ehem. Bahntrasse wird der vorhandene regionale Radweg als Verkehrsfläche
besonderer Zweckbestimmung „Rad- und Gehweg“ festgesetzt. Der vorhandene Gehölz-
bestand entlang des Geh- und Radweges soll vollständig bestehen bleiben und den Raum
durchgrünen. Er ist im Planverfahren eingemessen worden, um den ortsbildprägenden
Teil des Baumbestandes als Flächen zum Erhalt von Bäumen und Sträuchern und z.T. als
Einzelbäume festzusetzen.
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Parallel dazu werden zwei Flächen als „Wirtschaftsweg“ bzw. „Privater Erschließungs-
weg“ festgesetzt, um die Erreichbarkeit angrenzender landwirtschaftlicher Flächen zu ge-
währleisten.

3.4 Immissionsschutz

Um die Geräuschimmissionen im Plangebiet beurteilen zu können, wurde bereits in den
Vorjahren schalltechnische Untersuchungen erstellt (u.a. ted GmbH vom 17.02.2020,
T+H-Ingenieure vom 30.11.2017). Dies geschah bei der Erstaufstellung des Bebauungs-
planes Nr. 17 vorrangig für die geplante Erweiterung des Betriebs „Krüger Motorgeräte“
im GE/E 2. Im Rahmen der nun abschließenden Gesamtüberplanung des Ortsteiles soll
ein allumfassendes Immissionsschutzgutachten festlegen, welche Emissionen maximal
auf den einzelnen Grundstücken zulässig sind.

Die aktuelle schalltechnische Untersuchung für das Plangebiet liegt von der ted GmbH
vom 01.09.2021 vor. Sie diente der Festlegung von Emissionskontingenten auf den zu-
künftig als Gewerbegebiete einzustufenden Teilflächen. Hierbei wurden die bestehenden,
gewerblich verursachten Schallimmissionen, auf Grundlage bereits bestehender Schall-
gutachten, berücksichtigt, so dass die derzeit zulässigen Emissionen der Bestandsbetriebe
durch die Geräuschkontigentierung keine Beschränkungen erfahren. Aufgrund der Dauer
und der Abstimmungsgespräche zur Fortführung des Bauleitplanverfahrens sowie Ei-
gentümerwechsel und Betriebsstandortverlagerungen haben sich örtlich an den Gege-
benheiten Veränderungen ergeben. Der Bebauungsplan soll, wie bereits zum Zeitpunkt
der Gutachtenerstellung, den Bestand der Emissionskontingente der Eigentümer si-
chern, sodass das erstellte Gutachten grundsätzlich weiterhin aktuell ist. Mit den
schalltechnischen Festsetzungen erfolgt eine Auseinandersetzung auf Ebene des B-Pla-
nes, die sowohl die Belange der Gewerbetreibenden als auch die schutzbedürftigen
Wohnnutzungen und Aufenthaltsräume berücksichtigt. Bei Neuansiedlungen erfolgt
der Nachweis auf Einhaltung der Emissionen, je nach Intensität der gewerblichen Nut-
zung, im Baugenehmigungsverfahren.

Die schalltechnischen Untersuchungen wurden in Bezug auf sieben maßgebliche Immis-
sionsorte (IO) durchgeführt, die größtenteils bereits in vorhergehenden schalltechnischen
Untersuchungen berücksichtigt worden sind. Ein zusätzlicher Immissionsort ist am
Wohngebäude Am Bahnhof 3 in die Berechnungen einbezogen worden, um der Neupla-
nung im Süden des Plangebietes (GE/E 4) gerecht zu werden.
Die Beurteilung erfolgte entsprechend der DIN 18005-1 „Schallschutz im Städtebau“ so-
wie der „Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm“. Die Festlegungen
der Emissionskontingente auf den gewerblichen Teilflächen erfolgten gemäß DIN 45691
zur Geräuschkontingentierung in Verbindung mit der TA Lärm.

Die schalltechnischen Ansätze bezüglich der festzusetzenden Emissionskontingente der
geplanten gewerblichen Teilflächen folgten in den Fällen, in denen sich bereits Bestands-
betriebe dort befinden, der Leitlinie, dass diese Betriebe durch die Kontingentierungen
keine Einschränkungen erfahren dürfen. Die Betriebserweiterung der Krüger Motorgeräte
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KG ist darin ebenfalls enthalten. In der Summe aller Schallimmissionen durften die Ori-
entierungswerte des Beiblattes 1 der DIN 18005-1 /N2/ und die Immissionsrichtwerte der
TA Lärm für die jeweiligen Einstufungen nicht überschritten werden. Um die Emissions-
kontingente an die voneinander getrennten Betriebe der Krüger Motorgeräte KG und der
Krüger Maschinenbau GmbH anzupassen und gleichzeitig die Nähe zum Wohngebäude
Bahnhofstraße 31 besser zu berücksichtigen, wurden die Teilfläche auf die beiden Eigen-
tümer aufgeteilt und getrennte Emissionskontingente berechnet. Eine weitere Trennung
wurde bei der Teilfläche GE/E 5 und GE/E 6 vorgenommen, da beim Flurstück 84/84
andere Eigentumsverhältnisse vorliegen als im übrigen Bereich und auch eine unter-
schiedliche Nutzung erwartet wird.
Im Verlauf der Berechnungen haben sich folgende Emissionskontingente LEK herausge-
stellt, mit denen die im Vorigen genannten Anforderungen hinsichtlich der Fortführung
der Betriebstätigkeiten im vorgegebenen Rahmen einerseits und der Schallimmissions-
schutz andererseits erfüllt werden können.

Teilfläche Tageszeit (6.00 – 22.00)
LEK, tags in dB(A)/m²

Nachtzeit (22.00 – 6.00)
LEK, nachts in dB(A)/m²

GE/E 1 60 45
GE/E 2 63 49
GE/E 3 55 47
GE/E 4 65 Kein Betrieb
GE/E 5 55 40
GE/E 6 60 45

Dazu gehört folgende textliche Festsetzung:
Das Gewerbegebiet ist gemäß § 1(4) BauNVO gegliedert, betriebliche Nutzungen dieser
Flächen werden gemäß § 1(5) BauNVO wie folgt eingeschränkt:
Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgenden
Tabelle angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691weder tags (6:00 h bis
22:00 h) noch nachts (22:00 h bis 6:00 h) überschreiten.
Die angegebenen Pegelwerte beziehen sich auf flächenbezogene Schallleistungspegel.
Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5 unter Berück-
sichtigung der Schallausbreitungsverhältnisse einschließlich geplanter Abschirmmaßnah-
men. Bei bereits teilweise oder ganz bebauten Flächen werden die flächenbezogenen
Schallleistungspegel nur bei Sanierung, wesentlichen Änderungen oder Neuerrichtungen
herangezogen.

In einem weiteren Teil des Gutachtens wurde geprüft, ob die geplanten Betriebe im
Plangebiet die ermittelten Emissions- bzw. Immissionskontingente einhalten.
Im Ergebnis werden an allen Immissionsorten die Richtwerte nach TA Lärm zur Tages-
und Nachtzeit eingehalten, Auch im GE/E3 war es Ziel der Gemeinde, dass an dem Im-
missionsort (Bahnhofstraße 31) die Werte von 55/45 dB(A) eingehalten werden. Hieraus
folgt auch die Einhaltung der Orientierungswerte nach Beiblatt der DIN 18005-1. Auf-
grund der vollzogenen Betriebsverlagerung und Aufgabe der Krüger Maschinenbau
GmbH am Standort ergeben sich mittlerweile keine Beeinträchtigungen mehr an den da-
malig im Gutachten genannten Immissionsorten. An allen Immissionsorten ist die
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Einhaltung des Immissionsrichtwertes an der Stelle durch eine regelkonforme Betriebs-
führung sicherzustellen. Dies betrifft dann die Durchführung des Bebauungsplanes und
die konkreten Bauabsichten und Betriebsabläufe der Betriebe.

3.5 Bodenschutz- und Abfallrecht

Sollten bei der Realisierung des Vorhabens unnatürliche Bodengerüche, Bodenverfär-
bungen oder die Ablagerung von Abfällen festgestellt werden, so sind diese dem Land-
kreis Rotenburg (Wümme), Amt für Wasserwirtschaft und Straßenbau, Amtshof, 27356
Rotenburg (Wümme), unverzüglich anzuzeigen und die weiteren Arbeiten bis auf weite-
res einzustellen.

3.6 Örtliche Bauvorschriften über die Gestaltung

Zur Minimierung der entstehenden Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes werden ne-
ben der Begrenzung der baulichen Höhen örtliche Bauvorschriften nach NBauO bezüg-
lich der Farbgebung von Außenwänden und Dächern in den Bebauungsplan aufgenom-
men. Dabei sind Außenwände der baulichen Anlagen in den Gewerbegebieten GE/E 1,
GE/E 2 und GE/E 6 in gedeckten Farbtönen von grau, rot bis rotbraun und grün und die
Dächer in gedeckten Farbtönen von rot bis rotbraun, anthrazit und schwarz auszuführen.
Damit sollen sich die neu errichteten Gebäude in die umgebende Landschaft einpassen
und eine „Cluster-Wirkung“ am Ortsrand vermieden werden.
Zusätzlich sind begrünte Dächer und Photovoltaikanlagen zulässig, um zeitgemäße ener-
giesparende Maßnahmen auf den zukünftigen Betriebsgebäuden durchführen zu können.

4. VER- UND ENTSORGUNG

¶ Wasserversorgung

Die Wasserversorgung erfolgt durch den Wasserversorgungsverband Rotenburg-Land.
Für die Löschwasserversorgung im Ortsteil Bahnhof sind z. Zt. zwei Hydranten vorhan-
den. Im Beteiligungsverfahren wurden weitere Hinweise der Behörde zum Brandschutz
vorgetragen, die bei der Durchführung der Planung zu beachten sind. Aus brandschutz-
technischer Sicht muss eine Löschwassermenge von mind. 96 m³/h über 2 Stunden vor-
handen sein, um auch Gewerbebetriebe nach IndBauRl zu ermöglichen. Die erforderliche
Löschwassermenge kann ggfs. nicht durch die zentrale Trinkwasserversorgung sicherge-
stellt werden. Hier ist frühzeitig eine umfassende Planung unter Einbeziehung der zent-
ralen Trinkwasserversorgung, möglicher Löschwasserbrunnen, Teiche oder Löschwas-
serbehälter erforderlich. Bei der weiteren Ausführungsplanung ist die örtliche Feuerwehr
einzubeziehen. Die Abstände von Hydranten auf Leitungen in Ortsnetzen, die auch der
Löschwasserversorgung (Grundschutz) dienen, dürfen 150 m nicht übersteigen. Größere
Abstände von Hydranten bedürfen der Kompensation durch andere geeignete Löschwas-
serentnahmestellen. Die Löschwasserversorgung für den ersten Löschangriff zur Brand-
bekämpfung und zur Rettung von Personen muss in einer Entfernung von 75 m Lauflinie
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bis zum Zugang des Grundstücks von der öffentlichen Verkehrsfläche aus sichergestellt
sein.

¶ Abwasserbeseitigung

Die Beseitigung des anfallenden Schmutzwassers erfolgt durch den Anschluss an die vor-
handene Schmutzwasserkanalisation der Samtgemeinde Bothel. Die Abwässer werden
der zentralen Kläranlage in Bothel zugeleitet.

Die Beseitigung des auf den versiegelten Flächen anfallenden Oberflächenwassers soll
weiterhin im Plangebiet durch Regenwasserrückhaltung oder Versickerung erfolgen. Im
Plangebiet gibt es aufgrund bereits vorliegender Planungen Bereiche, in denen versicke-
rungsfähige Bodenverhältnisse bestehen und Bereiche, bei denen Regenrückhaltemaß-
nahmen erforderlich worden, so dass Details im nachfolgenden Baugenehmigungsverfah-
ren dargelegt werden, um erforderliche wasserrechtliche Genehmigungen einzuholen.
Weitere Nachweise auf Ebene des Bebauungsplanes sind nicht erforderlich, da die Ent-
wässerung im Bestand funktioniert und die Grundstücke ausreichend dimensioniert sind
sowie umliegende Gräben eine gedrosselte Ableitung zum nächstgelegenen Vorfluter ge-
währleisten, wenn eine Versickerung aufgrund der Bodenverhältnisse nicht möglich ist.

Die Unterhaltung des westlich des Planungsgebietes verlaufenden Grabens obliegt dem
Wasser- und Bodenverband Brockel.

¶ Strom- und Gasversorgung

Die Strom- und Gasversorgung erfolgt durch die EWE Netz GmbH.

¶ Abfallentsorgung

Die Abfallentsorgung erfolgt durch den Landkreis Rotenburg (Wümme).
Das Wenden der Müllfahrzeuge am Ende der nach Südosten verlaufenden Gemein-
destraße „Am Bahnhof“ ist durch die festgesetzten Verkehrsflächen gewährleistet.

5. VERFAHREN / ABWÄGUNG

5.1 Darstellung des Verfahrens

Der Rat der Gemeinde Brockel hat in seinen öffentlichen Sitzungen am 28.03.2017 und
am 03.06.2021 die Einleitung des Bebauungsplanverfahrens und die Fortführung dieses
Verfahrens auf erweiterter Fläche beschlossen.

Gleichzeitig hat der Rat die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB beschlossen.

Als Ergebnis der frühzeitigen Beteiligungen gemäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB
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wurden u.a. der Geltungsbereich verkleinert und grünordnerische Festsetzungen (Erhalt
von Einzelbäumen) ergänzt.

Der Rat der Gemeinde Brockel hat in seiner öffentlichen Sitzung am 31.03.2025 dem
Entwurf zugestimmt und die Durchführung der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3
Abs. 2 BauGB und der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4
Abs. 2 BauGB beschlossen.
Als Ergebnis der Beteiligungen gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB wurden redakti-
onelle Ergänzungen u.a. bei den Kompensationsmaßnahmen vorgenommen und ein Hin-
weis zur Gestaltung der Außenbeleuchtung ergänzt.

5.2 Chronologie des Verfahrens

Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) 03.06.2021
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (1)
BauGB

16.02.2022

frühzeitige Behördenbeteiligung gem. § 4 (1) BauGB zu Um-
fang/ Detaillierungsgrad der Umweltprüfung (Scoping)

Erörterung am 10.11.2021;
21.10. bis 22.11.2021

Auslegungsbeschluss 31.03.2025
Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (2) BauGB 14.04. bis 23.05.2025
Behördenbeteiligung gem. § 4 (2) BauGB 14.04. bis 23.05.2025
Satzungsbeschluss
Rechtskraft

6. UMWELTBERICHT GEMÄSS § 2 A BAUGB

Die Umweltprüfung wird für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 a-j
und § 1 a BauGB durchgeführt, indem die voraussichtlich erheblichen Umweltauswir-
kungen ermittelt und bewertet werden. Im Umweltbericht sind die aufgrund der Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes
darzulegen.

6.1 Inhalt und Ziele des Bebauungsplanes

Die Gemeinde Brockel beabsichtigt mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 17
„Brockel - Bahnhof “ die vorhandenen gewerblichen Nutzungen planungsrechtlich zu si-
chern und zudem Erweiterungsmöglichkeiten zu schaffen. Ziel der Gemeinde Brockel ist
es, den Standort entsprechend den heutigen Wohn- und Arbeitsverhältnissen fortentwi-
ckeln. Die Gemeinde möchte mit diesem gesamtheitlichen Ansatz versuchen, die beste-
henden Konflikte, soweit dies im Bebauungsplan möglich ist, zu lösen, um ein Nebenei-
nander zwischen Gewerbe und Wohnen an diesem Standort zu ermöglichen.
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Bezüglich weiterer Erläuterungen zu den Inhalten und verfolgten Zielen des Bebauungs-
planes wird auf Kapitel 3 „Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen der Planung“
der Begründung verwiesen.

6.2 Rechtliche Rahmenbedingungen sowie umweltschutz- und
planungsrelevante Fachgesetze und Fachpläne

Für die Erarbeitung des Umweltberichts sind, auf das Vorhaben bezogen, neben den Vor-
schriften des Baugesetzbuches (BauGB) folgende Rechtsvorschriften und Fachpläne re-
levant:
Á Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG),
Á Niedersächsisches Naturschutzgesetz (NNatSchG),
Á Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG),
Á Fortschreibung Landschaftsrahmenplan für den Landkreis Rotenburg (2015).

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) / Niedersächsisches Naturschutzgesetz
(NNatSchG)

Über die in § 1 BNatSchG allgemein formulierten Ziele des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege hinaus ist das 5. Kapitel des Bundesnaturschutzgesetzes von Bedeutung. In
diesem Abschnitt werden Schutz und Pflege wildlebender Tier- und Pflanzenarten gere-
gelt.

Darin nennt § 37 BNatSchG die Aufgaben des Artenschutzes:
Á den Schutz der Tiere und Pflanzen wild lebender Arten und ihrer Lebensgemeinschaften vor Beein-

trächtigungen durch den Menschen und die Gewährleistung ihrer sonstigen Lebensbedingungen,
Á den Schutz der Lebensstätten und Biotope der wild lebenden Tier- und Pflanzenarten sowie
Á die Wiederansiedlung von Tieren und Pflanzen verdrängter wildlebender Arten in geeigneten Biotopen

innerhalb ihres natürlichen Verbreitungsgebietes.

Für die besonders geschützten Tier- und Pflanzenarten im Sinne von § 7 Abs. 2 Nr. 13
und 14 BNatSchG trifft das Bundesnaturschutzgesetz in § 44 BNatSchG besondere Re-
gelungen. Der Schutz umfasst die wild lebenden Tiere und Pflanzen im o.g. Sinne sowie
auch die europäischen Vogelarten einschließlich ihrer Fortpflanzungs- und Ruhestätten.

Die rechtlichen Grundlagen zum Schutz wildlebender Tier- und Pflanzenarten sind in den
§§ 38 (zum allgemeinen Arten-, Lebensstätten- und Biotopschutz), 39 (allgemeiner
Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen) und 44 (besonders geschützte und bestimmte
andere Tier- und Pflanzenarten) des BNatSchG festgelegt. Danach ist es verboten, ohne
vernünftigen Grund Lebensstätten wild lebender Tier- und Pflanzenarten zu zerstören
oder sonst erheblich zu beeinträchtigen oder wild lebende Tiere mutwillig zu beunruhi-
gen, zu fangen, zu verletzen oder zu töten.
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Das NNatSchG enthält einige Niedersachsen bezogene Abweichungen und Ergänzungen
zum BNatSchG.

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG)

Zweck des Bundesimmissionsschutzgesetzes ist es Menschen, Tiere und Pflanzen, den
Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen und, soweit es sich um genehmigungsbedürftige Anlagen
handelt, auch vor Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästigungen, die
auf andere Weise herbeigeführt werden, zu schützen und dem Entstehen schädlicher Um-
welteinwirkungen vorzubeugen.

Fortschreibung Landschaftsrahmenplan für den Landkreis Rotenburg (LRP, 2015)

Der Landschaftsrahmenplan trifft folgende Aussagen zum Plangebiet:

Karte I: Arten und Biotope
Das Plangebiet beinhalten nach dem LRP überwiegend Biotoptypen von sehr geringer bis
geringer Bedeutung. Vereinzelnd sind in kleinen Teilbereichen Biotoptypen von mittlerer
Bedeutung und im südlichen Teil von hoher Bedeutung vorhanden.

Karte II: Landschaftsbild
Nach dem LRP liegt das Plangebiet in einer Landschaftsbildeinheit von mittlerer Bedeu-
tung, welche von Struktur- bzw. gehölzreichen Grünlandkomplexen und naturnahen
Laubwäldern geprägt wird.

Karte III: Boden
Nach dem LRP sind im Bereich des Plangebietes keine Böden mit besonderen Standor-
teigenschaften und kulturhistorischer Bedeutung vorhanden.

Karte IV: Wasser- und Stoffretention
Nach dem LRP sind innerhalb des Plangebietes keine Bereiche mit besonderer oder be-
einträchtigter Funktionsfähigkeit für die Wasser- und Stoffretention dargestellt.

Karte V: Zielkonzept
Für das Plangebiet wird als Ziel eine umweltverträgliche Nutzung genannt.

Karte VI: Schutz, Pflege und Entwicklung bestimmter Teile von Natur und Landschaft
Das Plangebiet beinhaltet keine Schutzgebiete und -objekte. Nördlich des Plangebietes
befindet sich ein Gebiet, welches die Voraussetzung für ein Landschaftsschutzgebiet er-
füllt. In südlicher Richtung ist in einer Entfernung von ca. 200 m ein FFH-Gebiet vorhan-
den, welches die Voraussetzungen für ein Naturschutzgebiet erfüllt.
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Weitere Grundlagen für die Ermittlung der Auswirkungen des geplanten Vorha-
bens sind:

¶ Biotoptypenkartierung im Jahre 2021/24 gemäß dem Kartierschlüssel der Bio-
toptypen in Niedersachsen (Drachenfels, 2021),

¶ Kartenserver LBEG (http://nibis.lbeg.de/cardomap3/),
¶ Niedersächsische Umweltkarte (https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/

Umweltkarten/),
¶ Fortschreibung Landschaftsrahmenplan für den Landkreis Rotenburg (2015).
¶ TED GmbH (2021): Schalltechnisches Gutachten zu den gewerblichen Schal-

limmissionen im Bereich Brockel Bahnhof, 27386 Brockel, Bremerhaven.

6.3 Beschreibung und Bewertung des Umweltzustandes, Auswirkungen der
Planung

Der Umweltzustand und die besonderen Umweltmerkmale werden nachfolgend im der-
zeitigen Ist-Zustand (Basisszenario), bei Nichtdurchführung und Durchführung der Pla-
nung sowie die mit der Planung verbundenen Umweltauswirkungen auf das jeweilige
Schutzgut bezogen dargestellt.

6.3.1 Schutzgut Boden

Das Plangebiet befindet sich in der naturräumlichen Region der Wümmeniederung und
dort in der Untereinheit der Botheler Niederung. Gemäß der Geologischen Übersichts-
karte (1:25.000) liegt das Plangebiet im Bereich von sandig-kiesigen Geschiebeböden aus
dem Drenthe-Stadium der Saale-Kaltzeit. Nach der Bodenkarte von Niedersachsen
(BK50; 1:50.000) liegt im Plangebiet der Bodentyp Podsol vor. Der Podsol ist in der
Agrarwirtschaft ursprünglich ein ertragsarmer Boden. Die Bodeneigenschaften sind
sauer, sandig, oft steinig, nährstoffarm und haben oftmals ein vermindertes
Wasserrückhaltevermögen. Der Podsol besitzt demnach physikalische und chemische
Eigenschaften, die einem optimalen Pflanzenstandort oftmals entgegenstehen. Weiterhin
neigt der Boden zur Auswaschung, sodass die Gefahr besteht, dass Dünger und
Pflanzenschutzmittel ins Grundwasser gelangen können. Die Ertragsfähigkeit ist, nach
der Bodenkarte von Niedersachsen 1:50.000 – Bodenfruchtbarkeit (Ertragsfähigkeit), mit
sehr gering einzustufen. Schutzwürdiger Boden in Niedersachsen wird mit dem Vorhaben
nicht überplant.
Derzeit beinhaltet das Plangebiet größtenteils bereits bebaute Flächen bzw. ist in Teilen
bereits durch die rechtsverbindlichen Bebauungspläne (B-Pläne) Nr. 2 und 10 als Gewer-
begebiet überplant. Auf dem Großteil des ehemaligen Bahnhofgeländes befindet sich eine
sonstige befestigte Fläche (Verladeflächen, alte Bahnschienen etc.), welche damals mit
ca. 10 cm Mutterboden aufgefüllt wurde.
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Abb. 3: Befestigte Flächen auf dem ehemaligen Bahngelände mit Oberbodenauftrag.

In Teilen sind landwirtschaftlich genutzte Flächen und Gehölzbestände vorhanden. Durch
die vorhandenen baulichen Anlagen und der größtenteils intensiven landwirtschaftlichen
Nutzung dürften die Eigenschaften und Strukturen des Bodens gegenüber dem Ausgangs-
zustandes deutlich verändert bzw. vollständig verloren gegangen sein.
Bei einer Nichtdurchführung der Planung würde das Plangebiet im Wesentlichen weiter
gewerblich, wohnbaulich und landwirtschaftlich genutzt werden. Die Gehölzbestände
würden vollständig bestehen bleiben.

Bewertung, Auswirkungen der Planung

Zurzeit wird das Plangebiet im Wesentlichen gewerblich, wohnbaulich und landwirt-
schaftlich genutzt. Einige Teile sind bereits gemäß der rechtsverbindlichen B-Plänen Nr.
2 und 10 als Gewerbegebiet überplant. Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 17
und vorgesehenen gewerblichen Erweiterung des Standortes können jedoch zukünftig
weitere Flächen versiegelt und bebaut werden. Versiegelter Boden verliert dahingehend
vollständig seine Funktionen als Regulationsfaktor für den Boden- und Bodenwasser-
haushalt (Puffer- und Filterfunktion) sowie seine Funktion als Pflanzenstandort und Le-
bensraum für Organismen. Mit der zukünftigen Versiegelung, Überbauung, Abgrabung
und Aufschüttung der bisherigen unbebauten Fläche ergeben sich auf das Schutzgut Bo-
den erhebliche Beeinträchtigungen. Hierfür sind entsprechende Kompensationsmaßnah-
men erforderlich.
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6.3.2 Schutzgut Wasser

Die Grundwasserneubildungsrate im langjährigen Mittel beträgt, laut Hydrogeologischer
Karte von Niedersachsen (1:50.000) 200 - 450 mm/a und ist damit als mittel bis hoch
eingestuft. Die Gefährdung des Grundwassers wird als hoch bewertet. Nach Hydrogeo-
logischer Karte von Niedersachsen (1:50.000) liegt der Grundwasserstand im Plangebiet
bei ~ + 27,5 bis 30 m NHN und somit ca. 0 - 2 m unter der Geländeoberkante. Oberflä-
chengewässer oder Wasserschutzgebiete sind innerhalb des Plangebietes nicht vorhan-
den. Östlich angrenzend befindet sich ein naturfernes Staugewässer und nördlich angren-
zend ein naturnahes nährstoffreiches Stillgewässer. Des Weiteren sind angrenzend und
entlang des Fahrradweges nährstoffreiche Gräben vorhanden sowie südlich in einer Ent-
fernung von ca. 300 Metern die Wiedau.
Bei einer Nichtdurchführung der Planung würde das Plangebiet im Wesentlichen weiter
gewerblich, wohnbaulich und landwirtschaftlich genutzt werden. Die Beseitigung des an-
fallenden Niederschlagswassers im Plangebiet erfolgt durch Regenwasserrückhaltung so-
wie Versickerung.

Bewertung, Auswirkungen der Planung

Das Plangebiet wird momentan im Wesentlichen gewerblich, wohnbaulich und landwirt-
schaftlich genutzt, wodurch eine Versickerung des anfallenden Niederschlagwassers be-
reits nicht überall ungehindert möglich ist. Im Plangebiet gibt es aufgrund bereits vorlie-
gender Planungen Bereiche, in denen versickerungsfähige Bodenverhältnisse bestehen
und Bereiche, bei denen Regenrückhaltemaßnahmen erforderlich werden. Das Nieder-
schlagswasser soll zukünftig nach Möglichkeit innerhalb des Plangebietes zur Versicke-
rung gebracht werden. Sollte eine Versickerung nicht möglich sein, ist das Niederschlags-
wasser durch entsprechende Maßnahmen zurückzuhalten und gedrosselt dem nächsten
Vorfluter zuzuführen.
Aufgrund der möglichen Verringerung der Grundwasserneubildung ergeben sich erheb-
liche Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Wasser. Entsprechende Kompensationsmaß-
nahmen werden erforderlich.

6.3.3 Schutzgut Fläche

Der mittlere Versieglungsgrad, d.h. der Anteil der versiegelten Böden an der Gesamtflä-
che der Gemeinde Brockel liegt bei 4,39 % (Stand 22.02.22) gemäß der Karte „Grad der
Bodenversiegelung auf Gemeindeebene 1:50.000“. Damit liegt dieser unter dem landes-
weiten Durchschnitt, aktuell sind in Niedersachsen 6,47 % (Stand: 2020) der Landesflä-
che versiegelt (LBEG, 2020). Bei den Flächen im Plangebiet handelt es sich um bereits
größtenteils bebaute und versiegelte Flächen. In Teilen ist das Plangebiet zudem bereits
durch die rechtsverbindlichen B-Pläne Nr. 2 und 10 als Gewerbegebiet überplant.
Bei einer Nichtdurchführung der Planung würde ein Großteil des Plangebietes weiterhin
bereits bebaut sein.

Bewertung, Auswirkungen der Planung
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Im Zuge des geplanten Vorhabens wird mit der gewerblichen Erweiterungsmöglichkeit
eine weitere dauerhafte Versieglung zugelassen. Allerdings findet dies nur in einem klei-
nen Umfang statt und ein Großteil der Flächen im Plangebiet ist bereits versiegelt oder
gemäß rechtsverbindlichen B-Plan Nr. 2 und 10 überplant. Statistische Auswirkungen auf
den mittleren Versieglungsgrad der Gemeinde sind daher nicht zu erwarten. Aufgrund
der nur geringfügigen zukünftigen weiteren Versieglungsmöglichkeit ist der Eingriff in
Bezug auf das Schutzgut Fläche als vertretbar anzusehen. Erhebliche Beeinträchtigungen
auf das Schutzgut Fläche ergeben sich nicht.

6.3.4 Schutzgut Klima/Luft

Das Plangebiet beinhaltet den Ortsteil Brockel-Bahnhof mit u.a. verschiedenen gewerb-
lichen und wohnbaulichen Nutzungen. Durch den Ortsteil verläuft die Kreisstraße K209
„Bahnhofsstraße“ sowie eine alte Bahnschiene, welche als Radweg genutzt wird. Die un-
bebauten Bereiche im Ortsteil beinhalten zum Teil Gehölzbestände und landwirtschaft-
lich genutzte Flächen. Entlang des Radweges sind weitere Gehölzbestände vorhanden,
welche das Gebiet gut durchgrünen. Umliegend der Ortschaft grenzen weitere landwirt-
schaftliche Flächen und Gehölzstrukturen an. Im Ortsteil sind durch die vorhandenen ge-
werblichen Bebauungen und der K 209 leichte Auswirkungen in Bezug auf Immissionen
nicht auszuschließen. Die Hausgärten, vorhandenen Gehölzstrukturen sowie die angren-
zende freie Landschaft sorgen allerdings für einen guten Luftaustausch und wirken sich
positiv auf das Schutzgut Klima/Luft aus. Aufgrund der vorhandenen Kalt- und Frisch-
luftentstehungsgebiete können die wohlmöglich leichten Immissionsbelastungen im Ort
vollständig kompensiert werden.
Bei einer Nichtdurchführung der Planung würde ein Großteil des Plangebietes weiterhin
bereits bebaut sein. Die Grünlandflächen und Gehölzstrukturen würden auch weiterhin
ihren Beitrag zur Frisch- und Kaltluftentstehung leisten.

Bewertung, Auswirkungen der Planung

Eine Beseitigung der Gehölzbestände entlang der Wege und Straßen ist im Zuge der Pla-
nung nicht vorgesehen, sodass diese Bestände den Planungsraum auch zukünftig durch-
grünen werden und ihren Beitrag zur Frisch- und Kaltluftentstehung leisten.
Die Hausgärten, umliegenden landwirtschaftlichen Freiflächen und Gehölzbestände sor-
gen zudem auch zukünftig für einen guten Luftaustausch, sodass keine erheblichen Be-
einträchtigungen auf das Schutzgut Klima/Luft zu erwarten sind. Während der Bautätig-
keiten kann es temporär zu einer erhöhten Immissionsbelastung kommen. Für das Schutz-
gut Klima/ Luft ist dahingehend keine Kompensation erforderlich.

6.3.5 Schutzgut biologische Vielfalt

Pflanzen

Das Plangebiet beinhaltet den Ortsteil Brockel-Bahnhof entlang der „Bahnhofsstraße“
K209 (OVS) mit u.a. verschiedenen gewerblichen und wohnbaulichen Nutzungen (OD,
OEL/PH, OF, OGG) (siehe Anlage 1: Biotoptypenkartierung). Demzufolge ist bereits ein
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Großteil des Plangebietes bebaut und versiegelt. Die unbebauten Bereiche im Ortsteil be-
stehen vorwiegend aus Scher- und Trittrasen (GR) sowie Ruderalfluren (UR). Vereinzelt
sind auf den Flächen Einzelbäume (HBE), der Baumarten Hainbuche (Carpinus betulus),
Stieleiche (Quercus rubur), Kastanie (Aesculus hippocastanum), Traubeneiche (Quercus
petraea) und Winterlinde (Tilia cordata) vorhanden. Die weiteren unbebauten Flächen
im Ortsteil beinhalten weitere Gehölzbestände, wie Strauch-Baumhecken (HFM), Baum-
gruppen (HBE) sowie ein naturnahes Feldgehölz (HN). Für die vorgesehene gewerbliche
Erweiterung des Standortes werden Teilflächen der angrenzenden landwirtschaftlichen
Nutzung überplant. Dabei handelt es sich um Acker (A), Intensivgrünland (GI) und Ex-
tensivgrünland (GEw). In Teilbereichen sind diese Biotoptypen bereits mit den rechtsver-
bindlichen B-Plänen Nr. 2 und 10 als Gewerbegebiet überplant und könnten bereits ge-
werblich genutzt werden. Inmitten des Plangebietes durchquert ein Geh- und Radweg
(OVW) das Plangebiet. Entlang dieses Weges sind weitere Ruderalfluren/ Ruderalge-
büsch (UR/BR), Strauch-Baumhecken (HFM) und Einzelbäume (HBE) vorhanden. Zu-
dem verläuft entlang des Weges sowie an der östlichen und westlichen Plangebietsgrenze
ein nährstoffreicher Graben (FGR). Mit der Planung soll der Geh- und Radweg planungs-
rechtlich gesichert werden. Eine Beseitigung der Gehölzbestände ist nicht vorgesehen,
sodass diese Bestände den Planungsraum auch zukünftig durchgrünen werden. Auf dem
Großteil des ehemaligen Bahnhofgeländes befindet sich eine sonstige befestigte Fläche
(Verladeflächen, alte Bahnschienen etc.) (OF), welche damals großflächig mit einer fla-
chen Mutterbodenschicht aufgefüllt wurde. Durch die Oberbodenschicht auf den versie-
gelten Flächen wirkt die Fläche auf den ersten Blick wie eine Mischung aus Scher- und
Trittrasen (GR) sowie einer Ruderalflur (UR). Durch zahlreiche Abgrabungen konnte je-
doch nachgewiesen werden, dass das gesamte Gebiet des „alten Bahnhofs“ überprägt ist
(s. Abb. 3).
Umliegend der Ortschaft grenzen überwiegend landwirtschaftliche Flächen, vor allem
Acker (A) und artenarmes Intensivgrünland (GI), an. Neben den umliegenden landwirt-
schaftlichen Flächen sind angrenzend ans Plangebiet weitere Feldgehölze (HN), Strauch-
Baumhecken (HFM), Einzelbäume/Baumgruppen (HBE) und Ruderalgebüsche (BR)
vorhanden. In nördlicher Richtung befindet sich zudem ein naturnahes nährstoffreiches
Stillgewässer (SE) und östlich ein sonstiges naturfernes Staugewässer (SXS).
Bei Nichtdurchführung der Planung würden die Flächen im Plangebiet weiterhin größ-
tenteils gewerblich und landwirtschaftlich genutzt werden. Die Gehölzbestände würden
vollständig erhalten bleiben.

Bewertung, Auswirkungen der Planung

Die Bewertung der Biotoptypen folgt der Einstufung der Biotoptypen in Niedersachsen
(Informationsdienst Naturschutz Niedersachsen 1/2012, 2. korrigierte Auflage 2019) in
fünf Wertstufen.

Wertstufe 5 (kurz: W 5) = Biotoptyp mit sehr hoher Bedeutung; W 4 = Biotoptyp mit hoher Bedeutung;
W 3 = Biotoptyp mit mittlerer Bedeutung; W 2 = Biotoptyp mit geringer Bedeutung;
W 1 = Biotoptyp mit sehr geringer Bedeutung; E = Baum- und Strauchbestände (Ersatzpflanzung).
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Biotoptyp Wertstufe
Ist-Zustand

Wertstufe
Soll-Zustand

Kompensations-
bedarf

Innerhalb des Plangebietes

- Acker (A) 1 1 -
- Nährstoffreicher Graben / Ru-
deralfur (FGR/UR)

3 3 -

- Fläche zum Anpflanzen von
Bäumen und Sträuchern (Feld-
gehölze)(BP- Nr. 10)

3 3/1 ca. 1.200 m²

- Artenarmes Extensivgrünland
(Weide) (GEw)

3 1 ca. 3.365 m²

- Artenarmes Intensivgrünland
(GI)

2 1 -

- Artenarmes Intensivgrünland /
Landwirtschaftliche Lagerflä-
che (GI/EL)

2/1 1 -

- Scher- und Trittrasen (GR) 1 1 -
- Allee/Baumreihe (HBA) E E -
- Allee/Baumreihe / Ruderalfur
(HBA/UR)

3 3 -

- Allee/Baumreihe / Ruderalfur
/ Nährstoffreicher Graben
(HBA/UR/FGR)

3 3 -

- Sonstiger Einzelbaum/ Baum-
gruppe (HBE)

E 1 ca. 30 m²

- Strauch-Baumhecke (HFM) 3 3/1 ca. 220 m²
- Strauch-Baumhecke / Nähr-
stoffreicher Graben
(HFM/FGR)

3 3 -

- Naturnahes Feldgehölz (HN) 4 1 ca. 3.000 m²
- Dorfgebiet/ landwirtschaft-li-
ches Gebäude (OD)

2 1 -

- - Dorfgebiet/ landwirtschaftli-
ches Gebäude / Hausgarten
(OD/PH)

2 1 -

- Locker bebautes Einzelhaus-
gebiet/ Hausgarten (OEL/PH)

2 2/1 -

- Sonstige befestigte Fläche
(OF)

1 1 -
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- Sonstige befestigte Fläche
(Scher- und Trittrasen, Artenar-
mes Intensivgrünland)
(OF(GR/I)

1/2 1/2 -

- Lagerplatz / Hausgarten
(OFL/PH)

1 1 -

- Gewerbegebiet (OGG) 1 1 -
- Straße (OVS) 1 1 -
- Weg (OVW) 1 1 -
- Hausgarten (PH) 2 1 -
- Sport-/Spiel-/Erholungsanlage
(PS)

1 1 -

- Ruderalflur (UR) 3 3 -
- Ruderalfur / Ruderalgebüsch/
Sonstiges Gebüsch (UR/BR)

3 3/1 ca. 285 m²

Außerhalb des Plangebietes

- Acker (A) 1
- Acker (wiesenartige Ackerbra-

che) (Aw)
1

- Nährstoffreicher Graben / Ru-
deralfur (FGR/UR)

3

- - Artenarmes Extensivgrünland
(Weide) (GEw)

3

- Artenarmes Intensivgrünland
(GI)

2

- Artenarmes Intensivgrünland
(Weidenutzung) (GIw)

2

- Scher- und Trittrasen (GR) 1
- Allee/Baumreihe / Ruderalfur

(HBA/UR)
3

- - Allee/Baumreihe / Ruderalfur
/ Nährstoffreicher Graben
(HBA/UR/FGR)

3

- Einzelbaum/ Baumgruppe
(HBE)

E

- - Sonstiger Einzelbaum/ Baum-
gruppe / Scher- und Trittrasen
(HBE/GR)

E/1

- Strauch-Baumhecke (HFM) 3
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- Strauch-Baumhecke/ Nährstoff-
reicher Graben (HFM/FGR)

3

- Strauchhecke (HFS) 3
- Naturnahes Feldgehölz (HN) 4
- Dorfgebiet/ landwirtschaft-li-

ches Gebäude (OD)
2

- Dorfgebiet /landw. Gebäude /
landw. Lagerfläche (OD/EL)

2/1

- Locker bebautes Einzelhausge-
biet/ Hausgarten (OEL/PH)

2

- Sonstige befestigte Fläche (OF) 1
- Straße (OVS) 1
- Weg (OVW) 1
- Naturnahes nährstoffreiches

Stillgewässer (SE)
3/4

- Sonstiges naturfernes Stauge-
wässer (SXS)

2

- Ruderalflur (UR) 3
- Ruderalfur/ Ruderalgebüsch/

Sonstiges Gebüsch (UR/BR)
3

Die von der Planung betroffenen Flächen sind größtenteils bereits bebaut, versiegelt oder
überplant und als Lebensraum für Arten und Lebensgemeinschaften hauptsächlich von
geringer Bedeutung. In Teilen sind aber auch Gehölzbestände, Ruderalfluren/-gebüsch
und Extensivgrünland vorhanden. Entlang des Weges und der Straße sind weitere Ru-
deralfluren/-gebüsch, nährstoffreiche Gräben, Strauch-Baumhecken, Allen/Baumreihen
und Einzelbäume vorhanden. Eine Beseitigung der Grünstrukturen innerhalb der Ver-
kehrsflächen ist nicht vorgesehen, sodass diese nicht von der Planung betroffen sind.
Mit der möglichen Beseitigung von Biotoptypen mittlerer und hoher Bedeutung, wie  ar-
tenarmes Extensivgrünland, Einzelbäume/Baumgruppen, Strauch-Baumhecken, Ruderal-
fur/ Ruderalgebüsch/ Sonstiges Gebüsch und naturnahes Feldgehölz ergeben sich erheb-
liche Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Pflanzen. Dahingehend sind entsprechende
Kompensationsmaßnahmen erforderlich.
Im Rahmen des rechtsverbindlichen B-Planes Nr. 10 „Gewerbegebiet Hohendamm“ wur-
den Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern festgesetzt. Im Zuge dieser
Planung findet in diesem Bereich eine geringfügige Veränderung statt, woraus sich eine
geringfügige Überplanung von Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern
ergibt. Diese ist entsprechend zu kompensieren.
Die festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern im Rahmen des
rechtsverbindlichen B-Planes Nr. 2 „Am Bahnhof“ bleiben vollständig erhalten.
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Tiere

Das Plangebiet wird überwiegend gewerblich und wohnbaulich genutzt. Auf den gewerb-
lichen Erweiterungsflächen sind im Wesentlichen landwirtschaftlich genutzte Flächen
vorhanden, welche in Teilen bereits mit den rechtsverbindlichen B-Plänen Nr. 2 und 10
als Gewerbegebiet überplant sind. Auf den unbebauten Flächen im Ort sind zum Teil
Gehölzbestände vorhanden.
Die im Plangebiet vorhandenen und angrenzenden Gehölzstrukturen sowie die Gebäude
stellen einen potenziellen Lebensraum, vor allem für Vögel und eventuell Fledermäuse
dar. Die Artenvielfalt ist durch die gewerbliche und intensiv landwirtschaftliche Nutzung
und den damit verbundenen einwirkenden Störeinflüssen für die Arten Vögel und Fleder-
mäuse allerdings als eingeschränkt zu betrachten. Aufgrund der Nutzung und der mensch-
lichen Präsenz stellen die vorhandenen Gehölze überwiegend für die Ubiquisten unter
den Vogelarten einen möglichen Lebensraum dar. Die Eignung der Grünlandflächen für
das Vorkommen von Offenlandarten wird durch die angrenzenden Bebauungen, gewerb-
lichen Nutzung und Gehölzstrukturen und weiter eingeschränkt. Die westlich vorhandene
Ackerfläche ist bereits mit dem rechtsverbindlichen B-Plan Nr. 10 als Gewerbegebiet
überplant und durch die umliegend vorhandenen gewerblichen Bebauungen, Gehölz-
strukturen sowie der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung durch gewisse Störein-
flüsse geprägt. Demnach ist von einem Vorkommen von gefährdeten Arten nicht auszu-
gehen.
Ohne Durchführung der Planung würden die Flächen weiter größtenteils gewerblich oder
landwirtschaftlich genutzt werden bzw. die Gehölzbestände vollständig als potenzielle
Lebensräume bestehen bleiben.

Bewertung, Auswirkungen der Planung

Aufgrund der gewerblichen Nutzung ist im Plangebiet die Leistungsfähigkeit des Natur-
haushaltes eher von geringer Bedeutung. Die hohe Nutzungsintensitäten und vor allem
die damit verbundenen Störeinflüsse führen dazu, dass die Artenvielfalt innerhalb des
Plangebietes als eingeschränkt beurteilt werden kann. Die vorhandenen Gehölze stellen
überwiegend für Ubiquisten einen möglichen Lebensraum dar und bleiben in großen Tei-
len erhalten. Umliegend bleiben zudem auch weiterhin zahlreiche Gehölzstrukturen er-
halten und durch die geplanten Anpflanzungen werden neue Lebensräume geschaffen.
Des Weiteren soll im Zuge der Planung im Wesentlichen der bereits vorhandene Bestand
planungsrechtlich gesichert werden und nur in sehr geringen Teilen ist eine Erweiterung
der gewerblichen bzw. wohnbaulichen Nutzung geplant. Es ist aufgrund dessen davon
auszugehen, dass sich die Situation vor Ort nicht wesentlich ändern wird und die Bebau-
ungen und Gehölzbestände im Wesentlichen so bestehen bleiben.
Das Vorkommen von geschützten Offenlandarten kann im Plangebiet, durch die angren-
zenden Bebauungen und Gehölzen sowie den weiteren einwirkenden Störeinflüssen, aus-
geschlossen werden.
Da der östlich angrenzende Entwässerungsgraben dauerhaft zu pflegen und zu unterhalten
ist, ist von einem Vorkommen von seltenen und gefährdeten Arten nicht auszugehen und
negative Auswirkungen können ausgeschlossen werden. Zudem wird ein 5 Meter breiter
Gewässerrandstreifen festgesetzt, welcher dauerhaft von Bebauungen freizuhalten ist.
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Die nächstgelegenen Schutzgebiete befinden sich entlang der Wiedau, südlich des Plan-
gebietes in ca. 200 m Entfernung. Die Wiedau beinhaltet das Fauna-Flora-Habitat (FFH)-
Gebiet Nr. 38 „Wümmeniederung“ sowie das Naturschutzgebiet Nr. 355 „Wümmeniede-
rung mit Rodau, Wiedau und Trochelbach“. Negative Auswirkungen auf die o.g. Schutz-
gebiete sind, aufgrund der Entfernung und überwiegend bereits vorhandenen Bebauung
mit dem geplanten Vorhaben nicht zu erwarten, da sich die Situation vor Ort nicht we-
sentlich ändern wird.
Während der Bautätigkeiten kann es kurzfristig zu einer Erhöhung der Störeinflüsse (ver-
mehrte Immissionen, Lärm und Staub) kommen. Während der Durchführung des geplan-
ten Vorhabens sind Vermeidungsmaßnahmen zu berücksichtigen, um einen möglichen
artenschutzrechtlichen Konflikt auszuschließen (s. Kapitel 7 „Artenschutz“). Auf das
Schutzgut Tier ergeben sich keine erheblichen Beeinträchtigungen und es sind keine
Kompensationsmaßnahmen erforderlich.

6.3.6 Schutzgut Landschaft

Das Plangebiet beinhaltet den Ortsteil Brockel-Bahnhof mit u.a. verschiedenen gewerb-
lichen und wohnbaulichen Nutzungen. Durch den Ortsteil verläuft die Kreisstraße K209
„Bahnhofsstraße“ sowie eine alte Bahnschiene, welche mittlerweile als Radweg eine
hohe Bedeutung genießt. Die unbebauten Bereiche im Ortsteil beinhalten zum Teil Ge-
hölzbestände und landwirtschaftlich genutzte Flächen. Entlang des Radweges sind wei-
tere Gehölzbestände vorhanden, welche das Gebiet gut durchgrünen. Umliegend wird das
Landschaftsbild geprägt durch eine strukturreiche Agrarlandschaft mit zahlreichen Ge-
hölzstrukturen. Südlich in einer Entfernung von ca. 300 Metern verläuft zudem die Wie-
dau, welche Teil eines FFH- und Naturschutzgebietes ist.
Bei einer Nichtdurchführung der Planung, würden die Flächen im Plangebiet weiterhin
weitestgehend gewerblich, wohnbaulich und landwirtschaftlich genutzt werden. Die Ge-
hölzbestände würden bestehen bleiben.

Bewertung, Auswirkungen der Planung

Die mit der Erweiterung der gewerblichen Nutzung verbundene zusätzliche Errichtung
von baulichen Anlagen in der freien Landschaft führt zu erheblichen Beeinträchtigungen
des Schutzgutes Landschaft. Auch während der Bauphase kann es kurzzeitig zu erhebli-
chen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes kommen (z.B. erhöhte Lärmimmissio-
nen, visuelle Wahrnehmung der Baustelle). Insgesamt wird mit der Planung allerdings
eine Fläche in Anspruch genommen, welche bereits überwiegend bebaut und überplant
ist und somit durch die vorhandene gewerbliche und wohnbauliche Nutzung bereits vor-
geprägt und für das Landschaftsbild eher von geringer Bedeutung ist.
Durch die vorgesehenen Eingrünungen und Erhalt von Bäumen und Sträuchern sowie der
Höhenbeschränkung von maximal 12 m bzw. 15 m können die Beeinträchtigungen des
Schutzgutes Landschaft deutlich gemindert und auf ein Mindestmaß reduziert werden.
Zusätzliche Kompensationsmaßnahmen sind für das Schutzgut Landschaft nicht erfor-
derlich.
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6.3.7 Schutzgut Mensch / menschliche Gesundheit

Wohnumfeld

Im Plangebiet befinden sich gewerblich genutzte Gebäude (u.a. Maschinenbau, Kunstge-
werbe, ein Betrieb für Reparatur, Verkauf und Wartung von Motorgeräten, ein ehem. Be-
trieb zur Fertigung von Betonteilen), Wohnbebauung, eine ehem. Eisenbahntrasse, die
jetzt als überörtlicher Radweg genutzt wird, und landwirtschaftlich genutzte Flächen. Es
grenzen überwiegend landwirtschaftlich genutzte Flächen an. Nördlich des Plangebietes
an der Kreisstraße befindet sich ein Wohngebäude in Einzellage. Nördlich der Straße
„Am Bahnhof“ grenzt ein landwirtschaftlicher Betrieb/ Gartenbau an. Das Wohnumfeld
der bereits vorhandenen Wohnbebauungen wird bereits deutlich durch die vorhandene
gewerbliche Nutzung geprägt.

Immissionen

Im Plangebiet entstehen Schallemissionen durch den Betreib der vorhandenen Gewerbe-
betriebe und deren vorgesehenen Erweiterungen. Hierzu wurden schalltechnische Unter-
suchungen erstellt. Im Ergebnis werden in den Gewerbegebieten unterschiedlich hohe
Schallkontingente festsetzt, so dass einerseits die Bestandsbetriebe durch die Geräusch-
kontigentierung keine Beschränkungen erfahren und andererseits an allen betrachteten
Immissionsorten (Wohnstandorte) die Richtwerte nach TA Lärm zur Tages- und Nacht-
zeit eingehalten werden.

Erholung

Nach dem Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP, 2020) erfüllt das Plangebiet
keine besonderen Erholungsfunktion. Durch das Plangebiet verläuft ein regional bedeut-
samer Fahrradweg, welcher auch zukünftig uneingeschränkt genutzt werden kann. Die
umliegenden Wege stehen auch zukünftig der Feierabenderholung zur Verfügung.

Bewertung, Auswirkungen der Planung

Das Plangebiet wird durch die vorhandenen gewerblichen Nutzungen und Bebauungen
geprägt. Mit der Aufstellung des B-Planes Nr. 17 sollen die Rahmenbedingungen für den
Erhalt und örtliche Entwicklung der Betriebe und Anlieger am Ortsteil Bahnhof verbind-
lich geregelt und der Standort entsprechend der heutigen Wohn- und Arbeitsverhältnisse
fortentwickelt werden. Die umliegenden Wege sowie der Fahrradweg stehen auch wei-
terhin uneingeschränkt der Feierabenderholung zur Verfügung. Durch die Festsetzung
von immissionsschutzrechtlichen flächenbezogenen Schallleistungspegeln in den Teilflä-
chen des Gewerbes können Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch ausgeschlossen
werden. Somit sind erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzgutes im Zuge der Planung
nicht zu erwarten.
Bei ggf. zusätzlichen Bautätigkeiten ist aufgrund des Baubetriebes und der Baumaschinen
mit erhöhten Lärmimmissionen und einer visuellen Wahrnehmung der Baustelle zu rech-
nen. Daher sind für den Bauzeitraum an den umliegenden Nutzungen erhöhte Immissio-
nen zu erwarten. Vorübergehende Baumaßnahmen sind jedoch ortsüblich und
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hinzunehmen, sodass Auswirkungen durch die Aufstellung des Bebauungsplanes als un-
erheblich angesehen werden können. Kompensationsmaßnahmen sind nicht erforderlich.

6.3.8 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter

Im Plangebiet sind, bis auf die vorhandenen Bebauungen, keine Kulturdenkmäler oder
sonstigen Sachgüter vorhanden (Karten: „Kulturdenkmale in Niedersachsen (1:50.000)“
des NIBIS-Kartenservers).

Bewertung, Auswirkungen der Planung

Nachteilige Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter sind mit dem geplanten
Vorhaben nicht zu erwarten.

6.3.9 Auswirkungen auf das Wirkungsgefüge der einzelnen Schutzgüter (Wech-
selwirkungen)

Beeinträchtigungen des
Schutzgutes

Ý Wirkung auf das Schutzgut

Boden und Wasser Tiere und Pflanzen
Überbauen, Versiegeln, Aufschütten, Abgraben,
Einbringen von Fremdmaterialien innerhalb des ge-
planten Mischgebietes und eingeschränkten Gewer-
begebietes

Verlust, Veränderung, Störung von Lebensräumen oder Teille-
bensräumen

Landschaft
Verstärkte technische Überprägung eines bereits vorbelasteten
Kulturlandschaftsbereiches

Klima/ Mensch
Aufwärmung, Verstärkung der Staubentwicklung und Immissi-
onen

Landschaft Mensch
Verstärkte technische Überprägung des Land-
schaftsraumes

Weitere Einschränkung des Landschaftserlebens

6.3.10 Entwicklung des Gebietes ohne Verwirklichung des Vorhabens
(Nullvariante)

Ohne eine Verwirklichung des Vorhabens würde Plangebiet weiterhin weitestgehend ge-
werblich, wohnbaulich und landwirtschaftlich genutzt werden. Die Gehölzbestände wür-
den bestehen bleiben.

6.4 Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung und zum Ausgleich
nachteiliger Auswirkungen auf Natur und Landschaft

Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die öffentlichen
und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. Bau- und
Naturschutzrecht sind durch § 18 BNatSchG miteinander verknüpft. Im Rahmen der
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Abwägung sind durch Anwendung der Eingriffsregelung nach dem Naturschutzgesetz
gemäß § 1 a Abs. 2 und Abs. 3 BauGB auch die Vermeidung und der Ausgleich zu er-
wartender Eingriffe in Natur und Landschaft zu berücksichtigen.

Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne von § 14 BNatSchG sind Veränderungen der
Gestalt oder Nutzung von Grundflächen, die die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes
oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beeinträchtigen können.

Es gilt der Grundsatz, dass Eingriffe die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und das
Landschaftsbild nicht mehr als unbedingt nötig beeinträchtigen dürfen (§ 15 BNatSchG).

Diesem Grundsatz wird Rechnung getragen, indem ein Standort gewählt wurde,
- der weitestgehend bereits bebaut und überplant ist und somit im Wesentlichen

lediglich Planungssicherheit für die vorhandenen Bebauungen schafft,
- der als Lebensraum für Pflanzen und Tiere eher eine geringe Bedeutung besitzt,
- der für das Landschaftsbild eher eine geringe Bedeutung besitzt, und
- der verkehrlich bereits gut erschlossen ist.

Im Bebauungsplan festgesetzte Maßnahmen:
- Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern (hier Baum-Strauch-

hecke) zur Kompensation und Eingrünung des Plangebietes
- Flächen für die Erhaltung von Bäumen und Sträuchern
- Erhalt von Einzelbäumen
- Beschränkung der Höhe der baulichen Anlagen auf eine Oberkante von 12 m

bzw. 15 m.

Schutzgut / Wirkfaktor Beeinträchtigungen

Schutzgut Boden

Überbauung / Versiegelung von Bo-
den
(Mischgebiet/ eingeschränktes Ge-
werbegebiet)

Baubedingt:
Die Bauarbeiten (Lagerung von Baumateria-
lien, Baustellenverkehr) führen zu Beeinträch-
tigungen der Bodenfunktionen durch Verdich-
tungen. Nach Bauende sind Bodenverdichtun-
gen durch Lockerung des Bodens zu minimie-
ren.
Č Keine dauerhaften erheblichen Beein-

trächtigungen
Anlagenbedingt:
Durch die Versiegelung / Bebauung entsteht ein
Verlust / Beeinträchtigung der Bodenfunktio-
nen
Č Erhebliche Beeinträchtigung

Schutzgut Wasser

Überbauung / Versiegelung von Flä-
chen

Baubedingt:
Keine Auswirkungen zu erwarten.
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(Mischgebiet/ eingeschränktes Ge-
werbegebiet)

Č Keine erhebliche Beeinträchtigung
Anlagenbedingt:
Eine Versickerung auf dem Grundstück ist
möglicherweise nicht ungehindert möglich. -
Verringerung der Grundwasserneubildung
Č Erhebliche Beeinträchtigung

Schutzgut Klima/Luft

Überbauung / Versiegelung von Flä-
chen
(Mischgebiet/ eingeschränktes Ge-
werbegebiet)

Baubedingt:
Während der Bauphase könnten sich temporär
geringfügig höhere Immissionsbelastungen
(durch Baumaschinen/-fahrzeuge) ergeben
Č Keine erhebliche Beeinträchtigung

Anlagenbedingt:
umliegend großräumige Frisch- u. Kaltluftent-
stehungsgebiete vorhanden.
Č Keine erhebliche Beeinträchtigung

Schutzgut biologische Vielfalt

Inanspruchnahme / Überbauung von
Vegetationsflächen
(Mischgebiet/ eingeschränktes Ge-
werbegebiet)

Baubedingt:
Aufgrund der gewerblichen Nutzung sowie
dem Fehlen von wertvollen Ökosystemen sind
baubedingte Beeinträchtigungen nicht zu er-
warten.
Č Keine erhebliche Beeinträchtigung

Anlagenbedingt:
Beseitigung von Biotoptypen mittlerer/ hoher
Bedeutung.
Č Erhebliche Beeinträchtigung

Schutzgut Landschaft

Überbauung / Versiegelung von Flä-
chen
(Mischgebiet/ eingeschränktes Ge-
werbegebiet)

Baubedingt:
Während der Bauphase sind der Baubetrieb und
die Baustelle visuell wahrnehmbar und stellen
eine temporäre Beeinträchtigung dar.
Č Keine erhebliche Beeinträchtigung

Anlagenbedingt:
Errichtung von baulichen Anlagen am Orts-
rand.
Č Erhebliche Beeinträchtigung

Schutzgut Mensch

Ausweisung eines Mischgebietes/
eingeschränkten Gewerbegebietes

Baubedingt:
Während der Bauphase sind der Baubetrieb und
die Baustelle visuell wahrnehmbar. Es kann zu
temporär erhöhten Immissionen kommen.
Č Keine erhebliche Beeinträchtigung

Anlagenbedingt:
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Die bestehende Situation vor Ort wird sich
nicht wesentlich ändern.
Č Keine erhebliche Beeinträchtigung

Die aufgrund der Planung zu erwartenden oben beschriebenen erheblichen Beeinträchti-
gungen

¶ des Schutzgutes Boden (durch Abgrabung, Überbauung, Versieglung, Überschüt-
tung, Einbringen von Fremdmaterialien),

¶ des Schutzgutes Wasser (ggf. durch Verringerung der Grundwasserneubildung),
¶ des Schutzgutes Pflanzen (durch Verlust von Biotoptypen mittlerer/hoher Bedeu-

tung), und
¶ des Schutzgutes Landschaft (durch Errichtung baulicher Anlagen am Ortsrand)

sind Eingriffe im Sinne von § 14 BNatSchG. Sie sind durch geeignete Maßnahmen aus-
gleichbar. Die Ausgleichsmaßnahmen werden im folgenden Abschnitt beschrieben.

6.4.1 Ausgleichsberechnung

Der sich aufgrund der Planung ergebende Ausgleichsbedarf wird unter Berücksichtigung
der vom Niedersächsischen Landesamt für Ökologie 1994 herausgegebenen "Hinweise
zur Anwendung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung" berechnet (aktualisierte
Fassung, MU: Informationsdienst Naturschutz Niedersachsen 1/2006).

Schutzgut Boden/ Wasser

Plangebiet gesamt: ca. 106.550

- Eingeschränkte Gewerbegebiete (GE): ca. 62.390 m²
- davon bereits 26.770 m² mit B-Plan Nr. 10 überplant
- und 10.900 m² mit B-Plan Nr.2 überplant

- Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern: ca. 1.805
-  Gewässerrandstreifen: ca. 685 m²
- zusätzlich Flächen für die Erhaltung von Bäumen und Sträuchern: ca. 2.580 m²
- Mischgebiete (MI): ca. 18.795 m²
- Straßenverkehrsfläche: ca. 10.525 m²
- Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (Rad- und Gehweg): ca. 8.205 m²
- Erhaltflächen: 685 m²
- Anpflanzflächen 880 m²
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Eingeschränkte Gewerbegebiete (GE)

Bezüglich der Versieglung und der sonstigen Nutzung der eingeschränkten Gewerbege-
biete (GE) wird von der höchstzulässigen Versiegelung im GE von 80 % ausgegangen.

ca. 62.390 m² x 0,8 = ca. 49.910 m² - ca. 44.100 m² bereits bebaut/versiegelt bzw. mit
B-Plan Nr. 2 und 10 überplant = ca. 5.810 m²

Mischgebiete (MI)

Bezüglich der Versieglung und der sonstigen Nutzung der Mischgebiete (MI) wird von
der höchstzulässigen Versiegelung im MI von 80 % ausgegangen.

ca. 18.795 m² x 0,8 = ca. 15. 035 m² - ca. 10.050 m² bereits bebaut und versiegelt = ca.
4.985 m²

Betroffenes Schutzgut: Boden/ Wasser

Eingeschränkte Gewerbegebiete
Ausgleichsfaktor: 1:0,5
Ausgleichsbedarf: ca. 5.810 m² x 0,5 => ca. 2.905 m²

Mischgebiete
Ausgleichsfaktor: 1:0,5
Ausgleichsbedarf: ca. 4.985 x 0,5 => ca. 2.490 m²

Ausgleichsbedarf Schutzgut Boden/ Wasser insgesamt: 5.395 m²

Schutzgut Pflanzen

Der Ausgleichsbedarf für das Schutzgut Pflanzen ergibt sich durch die mögliche Beseiti-
gung von artenarmen Extensivgrünland (ca. 3.365 m²), Einzelbäumen/Baumgruppen (ca.
30 m²), Strauch-Baumhecken (ca. 220 m²), naturnahem Feldgehölz (ca. 3.000 m²), Ru-
deralfluren/-gebüsch (ca. 285 m²) und der Differenz der Flächen zum Anpflanzen von
Bäumen und Sträuchern aus dem rechtsverbindlichen B-Plan Nr. 10 (ca. 1.200 m²).
Insgesamt ergibt sich für das Schutzgut Pflanzen ein Ausgleichsbedarf von ca. 8.100 m².

6.4.2 Ausgleichsmaßnahmen

Insgesamt ergibt sich ein Ausgleichsbedarf von ca. 13.495 m².
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Der Ausgleich für die mit dem geplanten Vorhaben im Plangebiet verbundenen erhebli-
chen Beeinträchtigungen der Schutzgüter Boden/ Wasser, Pflanzen und Landschaft er-
folgt innerhalb und außerhalb des Plangebietes.

Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des Plangebietes

Ein Teil des erforderlichen Ausgleichsbedarfes für die genannten erheblichen Beeinträch-
tigungen können innerhalb des Plangebietes in Form einer Eingrünungsmaßnahme zur
freien Landschaft kompensiert werden. Entlang der südlichen und südwestlichen Plange-
bietsgrenze ist eine 5 m breite Strauch-Baumhecke von insgesamt ca. 880 m² festgesetzt.
Zur Beschreibung der Ausgestaltung und Umsetzung der Maßnahme wird auf Kap. 3.2.3
der Begründung verwiesen.

Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des Plangebietes

Der weitere Ausgleichsbedarf von 12.615 m² erfolgt auf externen Flächen.

- Ausgleichsfläche aus dem rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 10 „Gewerbe-
gebiet Hohendamm“ auf dem Flurstück 13-47 in der Gemarkung Brockel (Anlage
2)

Die Fläche wurde bereits aufgeforstet und bedarf keiner weiteren Erläuterungen.

- Entwicklung einer Blüh- und Brachfläche von 1.200m² auf dem Flurstück 2-84/71
in der Gemarkung Brockel (Anlage 3)

Ziel ist die Entwicklung einer artenreichen halbruderalen Gras- und Staudenflur. Der vor-
handene Scherrasen ist vollständig abzutragen. Zur Erstinstandsetzung hat eine Ansaat
mit der Saatgutmischung „24 NI Mehrjährige Blühstreifen BS 2 Niedersachsen“ mit 70%
Wildpflanzen (Regiosaatgut) und 30% Kulturarten zu erfolgen. Das Saatgut ist bis spä-
testens 15. Mai in einer Aussaatstärke von mindestens 7 kg/ha plus Füllstoff (insg.
10kg/ha) auszubringen. Die Abgrenzung gegenüber landwirtschaftlich genutzten Flächen
hat mit Eichenspaltpfählen im Abstand von ca. 10 m zu erfolgen.

Bewirtschaftungsauflagen:
1. Die Fläche darf höchstens einmal jährlich ab dem 15.06. eines jeden Jahres ge-

mäht werden.
2. Maximal nach 3 Jahren sind die Flächen einmal zu mähen, um aufkommendem

Gehölzaufwuchs zu verhindern.
3. Mulchen ist nicht gestattet.
4. Der Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln ist nicht zulässig.

Die Umsetzung der Maßnahme erfolgt in der Vegetationsperiode nach Rechtskraft des
Bebauungsplanes.
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- Grünlandextensivierung mit Einsaat auf einer Fläche von 4.885m² auf dem Flur-
stück 2-84/82 (Anlage 4)

Ein weiterer Teil des erforderlichen Ausgleichsbedarfes für die entstehenden erheblichen
Beeinträchtigungen soll auf dem Flurstück 84/82, Flur 2, Gemarkung Brockel kompen-
siert werden (siehe Anlage 4). Die durchzuführende Ausgleichsmaßnahme ist dem Plan-
gebiet zugeordnet. Die Umsetzung der Maßnahme erfolgt nach Rechtskraft des Bebau-
ungsplanes. Die Sicherung und Umsetzung der externen Ausgleichsfläche erfolgt über
einen städtebaulichen Vertrag.
Derzeit unterliegt die genannte Fläche einer intensiven landwirtschaftlichen Bewirtschaf-
tung mit einer Dominanz von Wirtschaftsgräsern. Vor einigen Jahren wurde die Fläche
von Pferden beweidet. Ziel ist die Entwicklung einer naturnahen, an Kräutern und Hoch-
stauden, Süß- und Sauergräsern reichen Grünlandvegetation mit entsprechenden Kennar-
ten der Flora und Fauna und Regeneration der Boden- und Wasserhaushaltsfunktionen.
Die Abgrenzung gegenüber landwirtschaftlich intensiver genutzten Flächen hat mit Ei-
chenspaltpfählen im Abstand von ca. 10 m zu erfolgen.

Bewirtschaftungsauflagen:

1. Die in der Anlage 4 dargestellte Nutzfläche darf ausschließlich als Grünland be-
wirtschaftet werden.

2. Die Nutzfläche darf erst ab dem 15. Juni jeden Jahres gemäht und als zweischürige
Mähwiese bewirtschaftet werden.

3. Zum Schutze der Tierwelt darf beim ersten Schnitt nur von einer Seite aus oder
von innen nach außen gemäht werden.

4. Das Mähgut ist vollständig abzufahren und muss für den Fall einer Nichtverwer-
tung ordnungsgemäß entsorgt werden.

5. Das Grünland darf nicht ungenutzt liegen bleiben. Liegen Umstände vor, die eine
Nutzung unmöglich machen, so ist die Naturschutzbehörde unverzüglich zu un-
terrichten.

6. Ein Ausmähen der Nutzflächen zur Grünlandpflege ist nach dem 01.09. eines je-
den Jahres gestattet. Kleinere Mengen des dabei anfallenden Mähgutes können
liegen bleiben. Größere Mengen sind abzufahren und ordnungsgemäß zu entsor-
gen.

7. Walzen, Schleppen oder sonstige Maßnahmen zur Grünlandpflege sind nur bis
zum 20.03. und nach dem 15.06. eines jeden Jahres gestattet.

8. Kein Umbruch und/oder Fräsen mit Neuansaat oder Schlitzeinsaat (ausgenommen
eine Zusatzeinsaat der Erstinstandsetzung mit Regionalem Saatgut wie dem Saat-
gut „Fettwiese/Frischwiese aus dem Produktionsraum 1 der Firma Rieger-Hof-
mann GmbH“ oder der Grundmischung „FLL RSM Regio“ der Region UG1
„Nordwestdeutsches Tiefland“ der Firma Saaten Zeller oder vergleichbares in Ab-
stimmung mit der Gemeinde und UNB)

9. Die Oberflächengestalt des Bodens (Bodenrelief) darf nicht verändert werden. Zu-
sätzliche Entwässerungsmaßnahmen dürfen nicht durchgeführt werden.

10. Eine Beregnung der Nutzflächen ist unzulässig.
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11. Eine Entzugsdüngung ist mit mineralischen Düngestoffen mit 50kg N, 20kg P pro
Jahr und ha bis zum 20.03 und nach dem 15.06. gestattet.

12. Silage- und Futtermieten dürfen nicht angelegt werden.
13. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nicht zugelassen. Bei extremem Befall

kann nach vorheriger Abstimmung mit dem Amt für Naturschutz und Land-
schaftspflege eine Tipula-Bekämpfung durchgeführt werden.

14. Eine Änderung der Nutzungstermine ist nur in begründeten Fällen und nur aus-
nahmsweise möglich, wenn die Unbedenklichkeit durch vorherige Abstimmung
mit der Unteren Naturschutzbehörde festgestellt wurde.

15. Sofern die Entwicklung der Pflanzen- oder Tierwelt nicht den laut Begründung
gewollten Verlauf nimmt oder die Ansiedlung von streng geschützten Tierarten
dies erforderlich macht, können Bewirtschaftungsauflagen geändert werden.

- Grünlandextensivierung mit Einsaat auf einer Fläche von 6.530m² auf dem Flur-
stück 116/5 (Anlage 5)

Ein weiterer Teil des erforderlichen Ausgleichsbedarfes für die entstehenden erheblichen
Beeinträchtigungen soll auf dem Flurstück 116/5, Flur 2, Gemarkung Brockel kompen-
siert werden (siehe Anlage 5). Die durchzuführende Ausgleichsmaßnahme ist dem Plan-
gebiet zugeordnet. Die Umsetzung der Maßnahme erfolgt nach Rechtskraft des Bebau-
ungsplanes. Die Sicherung und Umsetzung der externen Ausgleichsfläche erfolgt über
einen städtebaulichen Vertrag.
Derzeit unterliegt die genannte Fläche sowie ebenfalls die umliegenden Flächen einer
intensiven landwirtschaftlichen Bewirtschaftung mit einer Dominanz von Wirtschaftsgrä-
sern. Ziel ist die Entwicklung einer naturnahen, an Kräutern und Hochstauden, Süß- und
Sauergräsern reichen Grünlandvegetation mit entsprechenden Kennarten der Flora und
Fauna und Regeneration der Boden- und Wasserhaushaltsfunktionen. Die restlichen ca.
1.470m² werden ebenfalls extensiviert, da eine andersartige Bewirtschaftung von dem
Eigentümer nicht erfolgt. Die Fläche kann dann für weitere B-Pläne als Ausgleich dienen,
wie zum Beispiel die aktuelle Bauleitplanung für die Entwicklung eines Wohngebietes in
Brockel.

Bewirtschaftungsauflagen:

1. Die in der Anlage 5 dargestellte Nutzfläche darf ausschließlich als Grünland be-
wirtschaftet werden.

2. Die Nutzfläche darf erst ab dem 15. Juni jeden Jahres gemäht und als zweischürige
Mähwiese bewirtschaftet werden.

3. Zum Schutze der Tierwelt darf beim ersten Schnitt nur von einer Seite aus oder
von innen nach außen gemäht werden.

4. Das Mähgut ist vollständig abzufahren und muss für den Fall einer Nichtverwer-
tung ordnungsgemäß entsorgt werden.

5. Das Grünland darf nicht ungenutzt liegen bleiben. Liegen Umstände vor, die eine
Nutzung unmöglich machen, so ist die Naturschutzbehörde unverzüglich zu un-
terrichten.



Gemeinde Brockel: B-Plan Nr. 17 „Brockel - Bahnhof“ 39

6. Ein Ausmähen der Nutzflächen zur Grünlandpflege ist nach dem 01.09. eines je-
den Jahres gestattet. Kleinere Mengen des dabei anfallenden Mähgutes können
liegen bleiben. Größere Mengen sind abzufahren und ordnungsgemäß zu entsor-
gen.

7. Walzen, Schleppen oder sonstige Maßnahmen zur Grünlandpflege sind nur bis
zum 20.03. und nach dem 15.06. eines jeden Jahres gestattet.

8. Kein Umbruch und/oder Fräsen mit Neuansaat oder Schlitzeinsaat (ausgenommen
eine Zusatzeinsaat der Erstinstandsetzung mit Regionalem Saatgut wie dem Saat-
gut „Fettwiese/Frischwiese aus dem Produktionsraum 1 der Firma Rieger-Hof-
mann GmbH“ oder der Grundmischung „FLL RSM Regio“ der Region UG1
„Nordwestdeutsches Tiefland“ der Firma Saaten Zeller oder vergleichbares in Ab-
stimmung mit der Gemeinde und UNB)

9. sowie sonstige Bodenbearbeitungsmaßnahmen sind nicht gestattet. Zulässig
bleibt die Nachsaat als Übersaat ab dem 15.06. eines jeden Jahres.

10. Die Oberflächengestalt des Bodens (Bodenrelief) darf nicht verändert werden. Zu-
sätzliche Entwässerungsmaßnahmen dürfen nicht durchgeführt werden.

11. Eine Beregnung der Nutzflächen ist unzulässig.
12. Eine Entzugsdüngung ist mit mineralischen Düngestoffen mit 50kg N, 20kg P pro

Jahr und ha bis zum 20.03 und nach dem 15.06. gestattet.
13. Silage- und Futtermieten dürfen nicht angelegt werden.
14. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nicht zugelassen. Bei extremem Befall

kann nach vorheriger Abstimmung mit dem Amt für Naturschutz und Land-
schaftspflege eine Tipula-Bekämpfung durchgeführt werden.

15. Eine Änderung der Nutzungstermine ist nur in begründeten Fällen und nur aus-
nahmsweise möglich, wenn die Unbedenklichkeit durch vorherige Abstimmung
mit der Unteren Naturschutzbehörde festgestellt wurde.

Sofern die Entwicklung der Pflanzen- oder Tierwelt nicht den laut Begründung gewollten
Verlauf nimmt oder die Ansiedlung von streng geschützten Tierarten dies erforderlich
macht, können Bewirtschaftungsauflagen geändert werden.
Nach der Durchführung der oben beschriebenen Ausgleichsmaßnahme gelten die entste-
henden erheblichen Beeinträchtigungen als vollständig kompensiert.

6.5 Planungsalternativen unter Berücksichtigung der Ziele und des räumlichen
Geltungsbereichs des Bebauungsplanes

Die Gemeinde Brockel beabsichtigt mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 17
„Brockel - Bahnhof “ die vorhandenen gewerblichen Nutzungen planungsrechtlich zu si-
chern und zudem Erweiterungsmöglichkeiten zu schaffen.
Im Zuge der Planung sollen im Wesentlichen die Rahmenbedingungen für den Erhalt und
örtliche Entwicklung der Betriebe und Anlieger am Ortsteil Bahnhof verbindlich geregelt
werden. Die Planaufstellung hat das Ziel, einerseits Planungssicherheit und verlässliche
Rahmenbedingungen festzulegen, die unter Berücksichtigung der historischen Entwick-
lung des Ortsteils ein angemessenes Wachstum der ansässigen Gewerbetreibenden ge-
währleistet sowie andererseits die zukünftigen zulässigen Nutzungen detaillierter
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festzusetzen. Darüber hinaus soll die vorhandene Wohnnutzung entsprechend ihrer Ent-
wicklung ebenso gewürdigt werden.
Gleichwertige Planungsalternativen gibt es, unter der Berücksichtigung, dass im Wesent-
lichen der vorhandene Bestand im Ortsteil Bahnhof planungsrechtlich gesichert werden
soll, nicht.

6.6 Erläuterungen und Hinweise zur Durchführung der Umweltprüfung

Bei der Zusammenstellung der erforderlichen Angaben haben sich keine Probleme erge-
ben.

Angewendete Verfahren

Die Biotoptypenkartierung erfolgte auf der Grundlage einer Ortsbesichtigung.

6.7 Maßnahmen zur Überwachung der Umweltauswirkungen nach
Durchführung des Bebauungsplanes (Monitoring)

¶ Überprüfung der gemäß der textlichen Festsetzung Nr. 8 umgesetzten Anpflanzungs-
maßnahme in der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen zu Beginn der Vegetationsperiode und im 3. Jahr nach Anpflanzung.
Als angewachsen gilt ein Gehölz, wenn ein erkennbarer Austrieb stattgefunden hat.
Die Überprüfung wird nach 7 Jahren zum letzten Mal durchgeführt und dokumen-
tiert. Die Ergebnisse der Überprüfung sind als Protokoll und Fotodokumentation bei
der Gemeinde Brockel zu hinterlegen.

¶ Auf den außerhalb des Plangebietes liegenden Ausgleichsflächen auf den Flurstü-
cken 84/71, 84/82, 116/5 der Flur 2 in der Gemarkung Brockel ist die Entwicklung
des Pflanzenbestandes in der Vegetationsperiode nach 5 und 10 Jahren noch einmal
zu kontrollieren und als Protokoll und Fotodokumentation bei der Gemeinde Brockel
zu hinterlegen.

6.8 Ergebnis der Umweltprüfung

Unter der Voraussetzung von Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen sind nachteilige
Umweltauswirkungen aufgrund der Planung als Ergebnis der Umweltprüfung nicht zu
erwarten.

7. ARTENSCHUTZ

Der § 39 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) bezieht sich auf die allgemeinen Verbote
des Artenschutzes und somit auf alle wild lebenden Tiere und Pflanzen sowie ihre Le-
bensstätten. Für die Bauleitplanung sind jedoch besonders und streng geschützte Arten
des § 44 BNatSchG zu beachten.
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Artenschutzrechtliche Verbote greifen grundsätzlich erst bei der Realisierung konkreter
(Bau)Vorhaben. Im Rahmen der Bauleitplanung ist jedoch bereits zu prüfen, ob einer
Planumsetzung nicht überwindbare artenschutzrechtliche Hindernisse entgegenstehen.
Das betrifft speziell die Zugriffsverbote der besonders und streng geschützten Arten nach
§ 44 BNatSchG, die der Umsetzung europarechtlicher Vorgaben dienen. Zu den beson-
ders geschützten Arten zählen die Tier- und Pflanzenarten nach Anhang A und B der
Europäischen Artenschutzverordnung, Tier- und Pflanzenarten nach Anhang IV der FFH-
Richtlinie und die europäischen Vogelarten sowie die Tier- und Pflanzenarten, die in ei-
ner Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG aufgeführt sind. Zu den streng
geschützten Arten gehören die Arten nach Anhang A der Europäischen Artenschutzver-
ordnung, die Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie sowie Tier- und Pflanzenarten,
die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 2 BNatSchG aufgeführt sind.

Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten:

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu
verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu
beschädigen oder zu zerstören,
2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten wäh-
rend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten
erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der
Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,
3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,
4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen
aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören.

Die Zugriffsverbote werden durch Sonderregelungen des § 44 Abs. 5 BNatSchG weiter
modifiziert. Darin heißt es zur Betroffenheit relevanter Arten, dass ein Verstoß gegen die
Verbote des § 44 Abs.1 Nr. 1 und 3 BNatSchG nicht vorliegt, sofern die ökologische
Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhe-
stätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Für die Bauleitplanung sind
demnach die Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie und die europäischen Vogelarten
relevant.
Die Anforderungen zum speziellen Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG gelten allgemein
und sind bei der Realisierung von Vorhaben relevant. Im Rahmen der verbindlichen Bau-
leitplanung wird jedoch bereits geprüft, ob artenschutzrechtliche Belange der Realisie-
rung der Planung entgegenstehen können und ob Vermeidungs- oder vorgezogene Aus-
gleichsmaßnahmen vorzusehen sind. Die Beurteilung der potenziell betroffenen Arten-
gruppen bzw. das Vorkommen streng geschützter Artengruppen im Planänderungsgebiet
orientiert sich am realen Bestand und nicht an der planungsrechtlichen Situation, da die
Realisierung des Vorhabens ausschlaggebend ist.

§ 44 Abs. 1 Nr. 1 (Tötungsverbot)
Säugetiere
Das Plangebiet ist aufgrund der bereits vorhandenen gewerblichen Nutzung von Störein-
wirkungen, wie Geräusche und Lichtimmissionen vorbelastet. Dennoch stellen die
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vorhandenen Gebäude und Gehölze einen potenziellen Lebensraum für Fledermäuse dar.
Im Wesentlichen soll mit der Aufstellung des B-Planes Nr. 17 der vorhandene Bestand
planungsrechtlich gesichert werden und eine Erweiterung der vorhandenen überwiegend
gewerblichen Nutzung ist nur im geringen Umfang geplant. Ein Abriss der vorhandenen
Gebäude ist derzeit nicht geplant. Um einen zukünftig möglichen artenschutzrechtlichen
Konflikt zu vermeiden, sind die Gebäude vor Um-, Ausbau- oder Abrissmaßnahmen so-
wie die betroffenen Gehölzbestände vor einer möglichen Rodung nochmals von einem
Gutachter auf mögliche Quartiere zu untersuchen. Sollten Tiere gefunden werden, sind
diese fachgerecht zu bergen, ggf. zu versorgen und an geeigneter Stelle wieder auszuwil-
dern. Weiterhin sollte die Rodung außerhalb der fledermausaktiven Zeit erfolgen. Weitere
Säugetierarten sind innerhalb des Plangebietes nicht zu erwarten. Demnach kann eine
Tötung bei der Durchführung der Planung und ein Verstoß gegen die Verbotstatbestände
des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ausgeschlossen werden.

Vögel
Die Acker- und Grünflächen im Plangebiet sind durch die landwirtschaftliche und an-
grenzend gewerbliche Nutzung bereits gewissen Störeinwirkungen ausgesetzt, sodass ein
Vorkommen von seltenen und gefährdeten Arten nicht zu erwarten ist. Lediglich die Ge-
hölzbestände und Gebäude könnten von ubiquitären Arten genutzt werden. Mit der
Durchführung der Planung können auch Tötungen von Vögeln ausgeschlossen werden,
wenn die Baufeldfreimachung außerhalb der Brut- und Setzzeit (01.04. bis 15.07) und die
Rodung des Gehölzbestandes, gem. § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG im Zeitraum vom 01.10.
bis 28.02. erfolgt. Ein Verstoß gegen die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1
BNatSchG kann dementsprechend ausgeschlossen werden.

Sonstige besonders oder streng geschützte Arten
Auswirkungen auf das Tötungsverbot weiterer besonders oder streng geschützter Arten
sind innerhalb des Plangebietes nicht zu erwarten. Da der östlich angrenzende Entwässe-
rungsgraben dauerhaft zu pflegen und zu unterhalten ist, können negative Auswirkungen
ausgeschlossen werden. Zudem wird ein 5 Meter breiter Gewässerrandstreifen festge-
setzt, welcher dauerhaft von Bebauungen freizuhalten ist.

§ 44 Abs. 1 Nr. 2 (Störungsverbot)
Säugetiere
Das Plangebiet wird zurzeit bereits in großen Teilen gewerblich genutzt. Demzufolge ist
das Plangebiet bereits von Störeinwirkungen, wie Geräusche und Lichtimmissionen vor-
belastet. Aufgrund der vorhandenen Gehölzstrukturen und Gebäude ist ein Vorkommen
von Fledermäusen nicht ausgeschlossen. Im Wesentlichen soll mit der Aufstellung des
B-Planes Nr. 17 allerdings lediglich der vorhandene Bestand planungsrechtlich gesichert
werden und eine Erweiterung der vorhandenen überwiegend gewerblichen Nutzung ist
nur im geringen Umfang geplant. Demzufolge wird sich die Situation vor Ort nicht we-
sentlich ändern und ein Großteil der potenziell geeigneten Lebensräume innerhalb des
Plangebietes werden auch zukünftig zur Verfügung stehen. Auch die umliegenden land-
wirtschaftlichen Flächen und Gehölzstrukturen stehen weiterhin uneingeschränkt zur
Verfügung. Eine Störung des Erhaltungszustandes von lokalen Populationen kann mit
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dem Vorhaben daher ausgeschlossen werden. Verstöße gegen die Verbotstatbestände des
§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ergeben sich nicht.

Vögel
Die Gebäude und Gehölzbestände innerhalb und umliegend des Plangebietes können ge-
nerell als Brutplatznutzung dienen. Die Beseitigung von Gehölzen stellt grundsätzlich für
mehrere Arten einen Verlust von potenziellen Brutstandorten dar. Die Flächen im Plan-
gebiet sind jedoch bereits von gewissen Störeinwirkungen vorbelastet, sodass ein Vor-
kommen von gefährdeten Arten nicht zu erwarten ist. Dennoch wird das Areal aufgrund
der Grünstrukturen von ubiquitären Arten genutzt werden. Die Eignung der landwirt-
schaftlichen Fläche für Offenlandarten wird durch den Gehölzbestand und vorhandenen
Bebauungen deutlich eingeschränkt. Mit dem Erhalt von Bäumen und Sträuchern, bleibt
der Gehölzlebensraum im Plangebiet allerdings in Teilen erhalten. Zudem soll im Zuge
der Planung der vorhandene Bestand im Wesentlichen planungsrechtlich gesichert wer-
den und eine Erweiterung der gewerblichen Nutzung ist nur in geringem Umfang geplant.
In unmittelbarer Umgebung sowie im Plangebiet verbleiben daher ausreichend Gehölz-
strukturen, die als Lebensraum dienen können. Weiterhin werden mit den Anpflanzungen
im Plangebiet neue Gehölzlebensräume geschaffen. Die ökologische Funktion kann auch
weiterhin erfüllt werden und Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ergeben
sich nicht.

Sonstige besonders oder streng geschützte Arten
Auswirkungen auf das Störungsverbot weiterer besonders oder streng geschützter Arten
sind innerhalb des Plangebietes nicht zu erwarten.

§ 44 Abs. 1 Nr. 3 (Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten)
Säugetiere
Ein Nachweis von Fledermäusen konnte im Plangebiet nicht erbracht werden. Dennoch
ist ein Vorkommen von Fledermäusen möglich. Bei zukünftigen Baumaßnahmen am Ge-
bäudebestand könnten potenziell geeignete Lebensräume beeinträchtigt werden. Ein Ver-
stoß gegen das Zerstörungsverbot liegt allerdings nur dann vor, wenn die ökologische
Funktion im räumlichen Zusammenhang nicht mehr erfüllt ist. Sollten bei zukünftigen
Untersuchungen Quartiere bzw. der Besatz von Fledermäusen ausgemacht werden, sind
diese durch das Anbringen von künstlichen Nisthilfen für Fledermäuse zu kompensieren.
Bei Gebäudeumbauten und Abrissmaßnahmen ist durch die Begehung und Erfassung
durch eine/n Sachverständige/n auszuschließen, dass Fortpflanzungs- oder Ruhestätten
vorhanden sind. Auch die vorhandenen Bäume sollten vor einer Rodung nochmals kon-
trolliert werden. Mit dieser Vorgehensweise kann die ökologische Funktion weiterhin ge-
wahrt und ein Verstoß gegen die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG
ausgeschlossen werden.

Vögel
Die vorhandenen Vegetationsstrukturen und Gebäude im Plangebiet eignen sich trotz ih-
rer Störeinwirkungen für einige Arten als Brutplatz. Dies dürfte jedoch nur ubiquitäre
Arten betreffen, die jährlich einen neuen Brutplatz errichten. Des Weiteren soll im Zuge
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der Planung der vorhandene Bestand im Wesentlich lediglich planungsrechtlich gesichert
werden und die Gehölzstrukturen und Gebäude bleiben im Wesentlichen bestehen. Im
Plangebiet sowie umliegend verbleiben somit ausreichend ähnliche Strukturen, die sich
weiterhin als Brutplatz anbieten. Zudem werden mit den Anpflanzungen neue Gehölzle-
bensräume geschaffen, sodass ausreichend Fortpflanzungs- und Ruhestätten in räumli-
cher Nähe verbleiben. Auswirkungen ergeben sich nicht, sodass die ökologische Funktion
auch zukünftig erfüllt wird. Mit der Baufeldfreimachung außerhalb der Brut- und Setzzeit
(01.04. bis 15.07) und einer Rodung des Gehölzbestandes, gem. § 39 Abs. 5 Nr. 2
BNatSchG im Zeitraum vom 01.10. bis 28.02. werden die Auswirkungen auf ein Min-
destmaß reduziert. Verstöße gegen die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 3
BNatSchG ergeben sich nicht.

Sonstige besonders oder streng geschützte Arten
Auswirkungen auf Fortpflanzungs- und Ruhestätten weiterer besonders oder streng ge-
schützter Arten sind innerhalb des Plangebietes nicht zu erwarten.

§ 44 Abs. 1 Nr. 4 (Beschädigung, Zerstörung und Entnahme von Pflanzen)
Im Rahmen der vorgenommenen Biotoptypenkartierung wurde das Arteninventar vege-
tationskundlich begutachtet. Dahingehend sind keine artenschutzrechtlich relevanten
Pflanzenvorkommen innerhalb des Plangebietes festzustellen und zu erwarten. Ein Ver-
stoß gegen die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG kann derzeit nicht
prognostiziert werden.

Fazit

Als Ergebnis der artenschutzrechtlichen Prüfung ist festzuhalten, dass mit der Umsetzung
der Planung Verstöße gegen die Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG nicht zu erwarten
sind bzw. vermieden werden können. Als artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme
ist zu beachten, dass die Baufeldfreimachung außerhalb der Brut- und Setzzeit (01.04. bis
15.07.) und die Rodung der Gehölze, gem. § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG, im Zeitraum
vom 01.10. bis 28.02. erfolgt. Bei zukünftigen Um-, Ausbau- bzw. Abrissmaßnahmen am
vorhandenen Gebäudebestand sind die Gebäude vor Durchführung von Baumaßnahmen
nochmals von einem Gutachter auf Besatz von Brutvögeln und Fledermäusen zu unter-
suchen. Des Weiteren sind die Gehölze vor der Rodung nochmals von einem Gutachter
auf Fledermausbesatz zu untersuchen.
Bei positivem Besatz sind weitere Maßnahmen, wie bergen, versorgen, auswildern und
das Anbringen von künstlichen Nisthilfen für Fledermäuse durchzuführen.

Hinweis:
Alle zukünftigen Auswirkungen der Planung auf Arten und natürliche Lebensräume im Sinne des § 19 Abs. 2 und 3 BNatSchG sind
auf Grundlage der durchgeführten Erfassungen nicht sicher prognostizierbar. Es können nachteilige Auswirkungen auf die Errei-
chung oder Beibehaltung des günstigen Erhaltungszustandes der genannten Arten oder Lebensräume verursacht werden, deren Vor-
kommen im Einwirkungsbereich der Planung nicht bekannt ist oder die sich künftig im Einwirkungsbereich der Planung ansiedeln
bzw. entwickeln. Eine vollständige Freistellung nachteiliger Auswirkungen gemäß § 19 Abs. 1 BNatSchG kann deshalb planerisch
und gutachterlich nicht gewährleistet werden.



Gemeinde Brockel: B-Plan Nr. 17 „Brockel - Bahnhof“ 45

8. ALGEMEINVERSTÄNDLICHE ZUSAMMENFASSUNG

Das Plangebiet beinhaltet den Ortsteil Brockel-Bahnhof mit u.a. verschiedenen gewerb-
lichen und wohnbaulichen Nutzungen. Durch den Ortsteil verläuft die Kreisstraße K209
„Bahnhofsstraße“ sowie eine alte Bahnstrecke, welche als Radweg genutzt wird. Die un-
bebauten Bereiche im Ortsteil beinhalten zum Teil Gehölzbestände und landwirtschaft-
lich genutzte Flächen. Entlang des Radweges sind weitere Gehölzbestände vorhanden,
welche das Gebiet gut durchgrünen. Umliegend der Ortschaft grenzen weitere landwirt-
schaftliche Flächen und Gehölzstrukturen an.
Mit dem geplanten Vorhaben soll die vorhandenen gewerblichen Nutzungen planungs-
rechtlich gesichert und zudem Erweiterungsmöglichkeiten geschaffen werden. Im Plan-
gebiet werden dementsprechend Mischgebiete und eingeschränkte Gewerbegebiete ge-
mäß BauNVO festgesetzt. Als Maß der baulichen Nutzung werden eine GRZ von 0,6
bzw. 0,8, ein Vollgeschoß als Höchstgrenze sowie maximale Bauhöhe von 12,00 m bzw.
15,00 m festgesetzt.
Das Plangebiet beinhaltet im Wesentlichen verschiedenen gewerblichen und wohnbauli-
chen Nutzungen. Demzufolge ist bereits ein Großteil des Plangebietes bebaut und versie-
gelt. Die unbebauten Bereiche im Ortsteil bestehen vorwiegend aus Scher- und Trittrasen
sowie Ruderalfluren. Vereinzelt sind auf den Flächen Einzelbäume und weitere Gehölz-
bestände, wie Strauch-Baumhecken, Baumgruppen sowie ein naturnahes Feldgehölz vor-
handen. Für die vorgesehene gewerbliche Erweiterung des Standortes werden Teilflächen
der angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzung überplant. Dabei handelt es sich um
Acker, Intensivgrünland und Extensivgrünland. In Teilbereichen sind diese Biotoptypen
bereits mit den rechtsverbindlichen B-Plänen Nr. 2 und 10 als Gewerbegebiet überplant
und könnten bereits gewerblich genutzt werden. Inmitten des Plangebietes durchquert ein
Geh- und Radweg das Plangebiet. Entlang dieses Weges sind weitere Ruderalfluren/ Ru-
deralgebüsch, Strauch-Baumhecken und Einzelbäume vorhanden. Zudem verläuft ent-
lang des Weges sowie an der östlichen und westlichen Plangebietsgrenze ein nährstoff-
reicher Graben. Mit der Planung soll der Geh- und Radweg planungsrechtlich gesichert
werden. Eine Beseitigung der Gehölzbestände ist nicht vorgesehen, sodass diese Bestände
den Planungsraum auch zukünftig durchgrünen werden. Mit einer möglichen Beseitigung
von Biotoptypen mittlerer und höherer Bedeutung ergeben sich erhebliche Beeinträchti-
gungen auf das Schutzgut Pflanzen. Weitere erhebliche Beeinträchtigungen ergeben sich
auf das Schutzgut Boden mit der Versiegelung und Bebauung von unbebauten Flächen
im Plangebiet. Im Plangebiet gibt es aufgrund bereits vorliegender Planungen Bereiche,
in denen versickerungsfähige Bodenverhältnisse bestehen und Bereiche, bei denen Re-
genrückhaltemaßnahmen erforderlich werden. Das Niederschlagswasser soll zukünftig
nach Möglichkeit innerhalb des Plangebietes zur Versickerung gebracht werden. Sollte
eine Versickerung nicht möglich sein, ist das Niederschlagswasser durch entsprechende
Maßnahmen zurückzuhalten und gedrosselt dem nächsten Vorfluter zuzuführen. Auf-
grund der möglichen Verringerung der Grundwasserneubildung ergeben sich erhebliche
Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Wasser. Durch die Errichtung baulicher Anlagen
in der freien Landschaft sind zudem Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Landschaft zu
erwarten. Die erheblichen Beeinträchtigungen können vollständig durch die vorgesehene
Eingrünungsmaßnahmen und externe Ausgleichsflächen kompensiert werden.
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Nach Durchführung der Kompensationsmaßnahmen gelten die erheblichen Beeinträchti-
gungen der Schutzgüter Boden, Wasser, Pflanzen und Landschaftsbild als vollständig
kompensiert.

Unter der Voraussetzung von Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen sind nachteilige
Umweltauswirkungen aufgrund der Planung als Ergebnis der Umweltprüfung nicht zu
erwarten.

Brockel, den 13.08.2025

gez. Lüdemann LS
Lüdemann

(Bürgermeister)

Stand: 07/2025

ANLAGE 1 Biotoptypenkartierung
ANLAGE 2 - 5 Externe Ausgleichsflächen
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Biotoptypenkartierung
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 - Gemeinde Brockel

Plangebiet

A - Acker

Aw - Acker (wiesenartige Ackerbrache)

FGR/UR - Nährstoffreicher Graben /
                 Ruderalflur
GEw - Artenarmes Extensivgrünland
           (Beweidung)
GI - Artenarmes Intensivgrünland

GI/EL - Artenarmes Intensivgrünland /
            landwirtschaftliche Lagerfläche

GIw - Artenarmes Intensivgrünland
         (Beweidung)
GR - Scher- und Trittrasen

HBA - Allee/Baumreihe (Thuja)

HBA/UR - Allee/Baumreihe /
                Ruderalflur
HBA/UR/FGR - Allee/Baumreihe /
  Ruderalflur / Nährstoffreicher Graben
HBE - Sonstiger Einzelbaum/Baum-
           gruppe
HBE/GR - Sonstiger Einzelbaum/
  Baumgruppe / Scher- und Trittrasen
HFM - Strauch-Baumhecke

HFM/FGR - Strauch-Baumhecke / 
                    Nährstoffreicher Graben
HFS - Strauchhecke

HN - Naturnahes Feldgehölz

OD - Dorfgebiet/landwirtschaftliches
         Gebäude
OD/EL - Dorfgebiet/landw. Gebäude
              / landw. Lagerfläche
OD/PH - Dorfgebiet/landw. Gebäude
               / Hausgarten
OEL/PH - Locker bebautes Einzel-
                hausgebiet / Hausgarten
OF/OVS/OVW - Befestigte Flächen /
                          Straße / Weg
OGG - Gewerbegebiet

PH - Hausgarten

PS - Sport-/Spiel-/Erholungsanlage

SE - Naturnahes nährstoffreiches
        Stillgewässer
SXS - Sonstiges naturfernes Stau-
           gewässer
UR - Ruderalflur

UR/BR - Ruderalflur / Ruderalgebüsch
              /Sonstiges Gebüsch
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